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Unsere Hauptthese lautet, dass es
sich in erster Linie um ein mentales
Problem handelt. Mit “negativem
Wachstum” umzugehen, hat niemand
gelernt. Nun gut (oder schlecht),
dann müssen die Städte eben lernen,
sich den veränderten Bedingungen

Seit Monaten findet die Problematik der Schrumpfungsprozesse in ost-
deutschen Städten erhöhte Aufmerksamkeit in der Fachwelt und in der
Öffentlichkeit. Das Thema wird auch in der Politik nicht mehr verdrängt,
sondern in zahlreichen Aktivitäten aufgegriffen. Das Problembewusstsein
ist gestiegen.

Dennoch wirken die meisten Stellungnahmen ratlos. Es gibt zwar rasche,
praktisch ausgerichtete Maßnahmen - die Fachressorts des Bundes und
der ostdeutschen Länder drängen darauf -, doch ob tatsächlich in hinrei-
chendem Umfang das hierfür erforderliche Wissen verfügbar ist, muss
bezweifelt werden. Politischer Wille und zusätzliches Geld garantieren
noch keine Zukunft.

Das IRS ist seit Jahren mit dem Umbruch, dem Aufbau, der lähmenden
Stagnation in den ostdeutschen Städten in Ressortforschungsprojekten,
eigenen Studien und einzelnen Begleitmaßnahmen befasst. Mit diesem
Wissen wollen wir zur Bearbeitung der prekären Situationen beitragen -
einerseits, indem wir aufzeigen, in welchen Fragen noch Forschungsbedarf
besteht und mit welchen Projekten er bearbeitet werden könnte, ande-
rerseits, indem wir im Rahmen konkreter Modellvorhaben den Dialog
mit den Städten mitgestalten, Erfahrungen vermitteln und Beratungen
anbieten. In den nachfolgenden Texten finden Sie dazu unterschiedlich
akzentuierte Themen, allesamt bezogen auf die (mehrdimensionalen)
Schrumpfungsprozesse und ihre Folgen.

möglichst geschickt anzupassen. Ist
das ein Grund, die Lage zu dramati-
sieren? Die Erfahrungen zeigen, dass
es den örtlichen Akteuren, den Bür-
gern und Behörden, schwer fällt, die
erkennbaren Verluste einfach wegzu-
stecken und sich einer positiven Ent-

... der ostdeutschen Städte
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wicklung zuzuwenden. Dies aber wäre
hilfreich, nämlich mit Kreativität und
unter Einbeziehung des Wissens und
der Fähigkeiten breiter Kreise in der
Bevölkerung, neue Wege zu beschrei-
ten und sich dabei von manchen Träu-
men zu verabschieden.

Städte verlieren Einwohner, es fehlt an
Ausbildungs- und Arbeitsplätzen,
Wohnungen stehen leer - eine klassi-
sche Situation für die Anwendung
ökonomischer Prinzipien. Die mate-
riellen Bedürfnisse unter Bedingun-
gen der Schrumpfungen zu befriedi-
gen, ist die eine Seite. Insoweit mö-
gen Stadtumbau-Maßnahmen unum-
gänglich sein, vor allem müsste jedoch

die stadtregionale Ökonomie wieder
Tritt fassen. Offenbar sind aber, das
ist die andere Seite, auch sozialpsy-
chologische Erkenntnisse relevant.
Wirtschaftliche Akteure, Kommunal-
politiker, Bürgerinnen und Bürger ver-
stärken ein Verhalten, wenn es für sie
belohnend erscheint, und sie meiden
Verhalten, durch das sie bestraft wer-
den. Die Stadt als Ganzes (als Funk-
tionszusammenhang, als Umwelt, als
Gemeinwesen) wird ebenfalls nach
diesem einfachen Grundprinzip be-
trachtet. Kann ich mich behaupten,
kann ich erfolgreich sein? Oder zähle
ich zu den Verlierern? Es sind diese
Aspekte, die angesichts der Schrump-
fungsprozesse verstärkt ins Spiel kom-

men, zu mentalen Änderungen führen
müssen, neue Denkmodelle und Stra-
tegien erfordern.

Mit der Überschrift ist angedeutet,
dass wir gegenüber seither eine Neu-
bestimmung der ostdeutschen Städte
für erforderlich halten. Verantwortli-
che und Bürgerschaft müssen umden-
ken, sie müssen das Niveau der künf-
tigen Stadtentwicklung neu bestim-
men, sie müssen das Bild von ihrer
Stadt neu bestimmen. Dann werden
auch die quälenden Kontraktionen ihre
Schrecken verlieren und Anlass für
neue Zukunftsentwürfe bieten.

Karl-Dieter Keim

Nahezu alle Städte in Ostdeutschland
befinden sich derzeit in einer Entwick-
lung, für die folgende Tendenzen cha-
rakteristisch sind:

- Bevölkerungsrückgang (demogra-
phische Schrumpfung),

- Arbeitsplatzverluste und Abwande-
rung in die alten Bundesländer
(wirtschaftliche Schrumpfung),

- Umlandwanderung/Suburbanisie-
rung,

- zunehmender Wohnungsleerstand,
- existenzielle Gefährdung von Woh-

nungsunternehmen,
- Schrumpfung der sozialen und tech-

nischen Infrastruktur.

Damit diese Entwicklung nicht zum
strukturellen Zusammenbruch der ost-
deutschen Städte und damit zu einer
dauerhaften wirtschaftlichen und sozia-
len Spaltung Deutschlands führt, ist es
notwendig,

- diese Entwicklung in ihren Zusam-
menhängen wahrzunehmen und die
sich daraus ergebenden Konsequen-
zen sachlich und vorbehaltlos zu er-
kennen,

- die auftretenden Schrumpfungspro-
zesse zugleich als Chance für die
mittel- und langfristige Stadt- und
Regionalentwicklung zu begreifen,

Schrumpfende Städte - Ursachen und Konsequenzen
- mittels einer anwendungsorientier-

ten Forschung wechselseitige Ab-
hängigkeiten und Handlungsmög-
lichkeiten zu erarbeiten,

- unverzüglich mit entsprechend
wirksamen Strategien im politi-
schen, wirtschaftlichen und sozialen
Raum zu beginnen.

(1) Deutschland insgesamt befindet
sich in einem demographischen Dilem-
ma, auf das es bis heute weder mit
Steuerungszielen noch mit Steuerungs-
instrumenten antworten kann. Wenn
eine Gesellschaft überleben will,
braucht sie einen entsprechenden Al-
tersaufbau, und der ist in Deutschland
instabil. Daran schuld sind nicht mehr
die beiden Weltkriege im 20. Jahrhun-
dert, sondern der anhaltende Geburten-
rückgang in den letzten Jahrzehnten.
Aus dem “Lebensbaum” in Form einer
Glocke oder einer ägyptischen Pyrami-
de mit breiter Basis wird ein auf schma-
lem Stiel stehender Pilz oder ein “Ko-
loss auf tönernen Füßen”.

Die Folgen des fehlenden Generatio-
nenersatzes sind - wie die Ergebnisse
der 9. Koordinierten Bevölkerungs-
berechnung Deutschlands bis zum Jahr
2050 zeigen - auf Dauer ein demogra-
phisches Altern der Gesellschaft, ein
weiterer Rückgang der weiblichen

Jahrgänge im gebärfähigen Alter und
eine dramatische Verschiebung der Pro-
portionen zwischen den Erwerbsfähi-
gen einerseits und den davon sozial ab-
hängigen Jahrgängen der Kinder und
Jugendlichen und denjenigen des Ren-
tenalters andererseits.

Eine Einwanderung, die ein quantitati-
ves Gegengewicht zur Alterung her-
stellt und sie sogar zurückdrängt, müss-
te ein Ausmaß haben, das unsere Vor-
stellungen sprengt. Sollte es bei einer
Zuwanderung von “nur” 100.000 Men-
schen jährlich bleiben, würde sich die
Bevölkerungszahl von 82 Millionen des
Jahres 2000 bis 2030 auf 75 und bis
2050 auf 65 Millionen verringern. Be-
trägt der Wanderungssaldo jährlich
200.000, sinkt die Einwohnerzahl bis
2030 auf 78 und bis 2050 auf etwa 70
Millionen. Eine Studie der Vereinten
Nationen empfiehlt, dass Deutschland
jährlich 500.000 Einwanderer aufneh-
men sollte, um den Bevölkerungsrück-
gang auszugleichen. Nach dieser Stu-
die wäre es erforderlich, dass - um die
derzeitige Wohnbevölkerung konstant
zu halten - in den nächsten Jahren rund
17 Millionen Menschen nach Deutsch-
land einwanderten.

(2) Die Bevölkerungszahl in den neu-
en Bundesländern schrumpft schneller
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als in den alten Ländern bzw. der
Bundesrepublik Deutschland insge-
samt. Die Gründe dafür liegen neben
dem demographischen Rückgang in an-
haltenden bzw. seit etwa 1997/98 wie-
der angewachsenen Abwanderungen
nach West-, insbesondere Südwest-
deutschland sowie den dafür verant-
wortlichen unterschiedlichen wirt-
schaftlichen Entwicklungen in Ost und
West.

Das ostdeutsche Wirtschaftswachs-
tum bleibt seit einigen Jahren hinter
dem Westen zurück. Bei wichtigen In-
dikatoren herrscht so gut wie Stagnati-
on (Bruttoinlandsprodukt, Produktivi-
tät und Einkommen). Die ostdeutsche
Beschäftigungssituation ist weiterhin
prekär. Seit 1998 stieg die Arbeitslo-
senquote im Osten vom 1,8fachen auf
das 2,3fache der Arbeitslosenquote im
Westen. Obwohl bundesweit die Ju-
gendarbeitslosigkeit seit 1998 deutlich
zurückgegangen ist, stieg die Anzahl
der Arbeitslosen unter 25 Jahren in den
neuen Ländern im gleichen Zeitraum
(bis Oktober 2000) um 15 Prozent an.
Die konjunkturelle Abkopplung des
Ostens und die damit zusammenhän-
gende verschärfte Ost-West-Spaltung
des Arbeitsmarktes führen zwangsläu-
fig zu steigender Abwanderung quali-
fizierter und mobiler Arbeitskräfte so-
wie Auszubildender von Ost nach West.
Mit der Zahlung von finanziellen Un-
terstützungen der Arbeitsverwaltung
für junge Menschen, die in die alten
Bundesländer gehen und dort einen
Ausbildungsplatz erhalten, hat sich die-
se Entwicklung in jüngster Zeit noch
verstärkt. Der Verlust an qualifizierten
Arbeitskräften zieht Kaufkraftverluste,
verringerte Steuereinnahmen und eine
geringere Finanzkraft der ostdeutschen
Kommunen nach sich. Das führt unver-
meidlich zu weiteren Verlusten der At-
traktivität des Standortes Ost. Der ent-
scheidende Zukunftsindikator - der
Anteil der Investitionen an der Brutto-
wertschöpfung - ist rückläufig. Die In-
vestitionen in den ostdeutschen indu-
striellen Kapitalstock erreichten 1999
mit ca. 12 Milliarden DM den niedrig-
sten Stand seit 1995. Im Westen stie-
gen die Investitionen 1999 dagegen um
5,7 Prozent und erreichten ca. 90 Mil-
liarden DM.

(3) Infolge natürlicher Bevölkerungs-
bewegung und überregionaler Wande-
rung wird sich die Bevölkerungsent-
wicklung in Ost und West im vor uns
liegenden Zeitraum weiter verschieben.
Lebten im Jahr 1997 noch 21,3 Prozent
der gesamten Bevölkerung in den neu-
en und 78,7 Prozent in den alten Bun-
desländern, so wird für das Jahr 2015
davon ausgegangen, dass in den neuen
Ländern nur noch 19,5 Prozent, in den
alten dagegen 80,5 Prozent der Bevöl-
kerung leben.

Die bisherigen Bevölkerungsvoraus-
berechnungen der Statistischen Lan-
desämter gehen für alle neuen Bundes-
länder (außer dem Land Brandenburg,
das von Umlandwanderungen aus Ber-
lin profitiert) von Einwohnerrückgän-
gen zwischen fünf und acht Prozent bis
zum Jahr 2010 aus. Dabei ist jedoch zu
beachten, dass diese Prognosen teilwei-
se schon vor zwei bis drei Jahren er-
stellt wurden und ihre Ergebnisse aller
Wahrscheinlichkeit nach ein zu positi-
ves Bild zeichnen. Eine aktuelle Stu-
die des Instituts “empirica” geht für die
neuen Bundesländer insgesamt von ei-
nem Bevölkerungsverlust von 12 bis 17
Prozent (je nach Szenario) bis zum Jahr
2030 aus. Der geringste Rückgang der
Bevölkerung wird für die Region Ber-
lin-Brandenburg erwartet (sechs bis
neun Prozent), der stärkste für Sach-
sen-Anhalt (über 25 Prozent). Die an-
deren neuen Bundesländer werden nach
dieser Prognose bis 2030 ca. 20 Pro-
zent ihrer Einwohner verlieren.

(4) Seit 1999/2000 ist bekannt, dass in
Ostdeutschland insgesamt etwa eine
Million Wohnungen leer stehen, davon
mindestens zwei Drittel in den 140
Städten mit mehr als 15.000 Einwoh-
nern. Drei Stadttypen gilt es dabei zu
unterscheiden (vgl. den Bericht der
Expertenkommission “Wohnungswirt-
schaftlicher Strukturwandel in den neu-
en Ländern” vom Nov. 2000): Altbau-
städte, DDR-Entwicklungsstädte und
Doppelstädte. Der Abbau des Leer-
standes wird sich in diesen drei Stadt-
typen jeweils unterschiedlich vollzie-
hen, und zwar in Abhängigkeit von den
Anteilen der unterschiedlichen Gebäu-
detypen und deren Präferierung, der
Zukunftsfähigkeit der Stadt und ihren

wirtschaftlichen Entwicklungschancen
und den sich abzeichnenden sozialen
Differenzierungsprozessen.

Leerstand von Wohnraum und das Be-
mühen um seine Eindämmung bezeich-
nen aber nur einen Teil der Probleme,
die sich aus den mehrdimensionalen
Schrumpfungsprozessen der ostdeut-
schen Städte ergeben. Mit dem Rück-
zug von Bevölkerung aus vormals dicht
bebauten Stadtgebieten verbinden sich
eine Reihe anderer, teilweise komple-
xer Fragen, auf die es derzeit noch
kaum eine Antwort gibt:

- Sicherung der sozial-kulturellen In-
frastruktur (einschließlich Gesund-
heit) trotz vermehrten Leerlaufs be-
stehender Einrichtungen, z.B. Kitas,
Schulen u.a.,

- Gewährleistung einer wirtschaftli-
chen bzw. nachhaltigen Energiever-
sorgung der Stadtteile bei rückläu-
figen Anschlusszahlen und Ver-
brauchskapazitäten,

- Gewährleistung eines ausreichend
hohen technisch-hygienischen Stan-
dards in der Wasserversorgung und
Abwasserableitung bei sinkender
Fließgeschwindigkeit bzw. sinken-
dem Durchsatz,

- Unterhaltung wirtschaftlich betreib-
barer Systeme des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs,

- Sicherung der postalischen und
sonstigen Dienstleistungen, der Ver-
sorgung mit Gütern des täglichen
Bedarfs sowie der rationellen Be-
wirtschaftung der sich mit Leerzug
und Abriss ergebenden freien Flä-
chen,

- Abwehr vermehrter sozialer Dispa-
ritäten und stadtstruktureller Frag-
mentierung.

Im Prinzip geht es um einen umgekehr-
ten Verlauf früherer Wachstums- und
Verdichtungsprozesse. Die Lösung
kann - solange die allgemeine wirt-
schaftliche Entwicklung nachhinkt -
nur in einem mittel- bzw. langfristigen
Stadtumbau liegen, bei dem wohnungs-
wirtschaftliche, städtebauliche und
gemeinwesenorientierte Aspekte von
Anfang an wirksam integriert werden.

Werner Rietdorf
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Das Schrumpfgespenst geht um. Die
Deutschen, so mahnen Bundes- und
Landespolitiker, werden landauf,
landab weniger, dank niedriger Ge-
burtenraten und mangels kompensie-
render Zuwanderung, auch und ge-
rade in Ostdeutschland. Da nützt es
wenig, wenn der (westdeutsche)
Wirtschaftswissenschaftler und Pu-
blizist Heik Afheldt wenigstens zag-
haft die Frage stellt: “Besser leben in
Schrumpfgermanien?” (Die Zeit v.
17.05.2001, S. 26) und auf die Vor-
teile verringerter Infrastrukturbelas-
tungen (dank Bevölkerungsrück-
gang) und verlängerter Lebensar-
beitszeiten (für die übrig Gebliebe-
nen) verweist. Fast einhelliger Tenor
der offiziellen Stellungnahmen von
Politikern, Feuilletonisten, Raum-
planern und Regionalwissenschaft-
lern ist der Ruf nach Schadensbe-
grenzung, wenn sich schon gegen die
demographischen Trends nichts Ef-
fektvolles unternehmen ließe. Schlie-
ßung der Lücken, die eine nachlas-
sende Geburtenfreudigkeit und Ab-
wanderungen in Ostdeutschland hin-
terlassen haben (z.B. auf den Woh-
nungs- und Arbeitsmärkten, im Bil-
dungswesen usw.), notfalls Rückbau
überzähliger Infrastrukturen, aber
ansonsten so weiter planen und wirt-
schaften wie bisher - das ist, wie es
scheint, eine konsensfähige Variante
im Umgang mit dem säkularen de-
mographischen Trend.

Das Projekt erscheint zunächst als
vernünftig und pragmatisch. Gegen
die Demographie-Befunde - und vor
allem gegen die natürliche Bevölke-
rungsentwicklung - lässt sich ja auch
nichts sagen, geschweige denn etwas
Entscheidendes ausrichten. Umso
mehr politische Vorteile lassen sich
aus dem Argumentieren mit ver-
meintlich ehernen Naturgesetzen zie-
hen: Es besteht immer und unter al-
len Umständen akuter Handlungs-
bedarf, das Unterfangen ist schwie-
rig und der Erfolg ungewiss, und die-

“Schrumpfung” zwischen Demographie und städtischer Alltagskultur

jenigen, die zur Bekämpfung des
Übels ausziehen, erfahren womöglich
einen Prestigezuwachs. Und wenn
die Maßnahmen nicht greifen oder
etwas schief geht, kann man immer
noch sagen, dass gegen derartige Ein-
brüche eben kein Ankommen sei.
Eine fundierte sozialwissenschaftli-
che Diskursanalyse öffentlicher De-
batten zum Thema “Schrumpfung”
steht noch aus, dürfte aber interessan-
te Einsichten in die Kunst der rheto-
rischen Kleinarbeitung gesellschaft-
licher Transformationsprobleme (und
zwar in West und Ost!) liefern.

Polemik beiseite - geht es an die
Ursachenanalyse, dann hat das Argu-
mentieren mit demographischen Ent-
wicklungen nur noch eingeschränk-
te Berechtigung. “Schrumpfung”
kann nicht allein als ein Problem der
Veränderung demographischer Varia-
blen begriffen werden - weder als
eine unmittelbare Folge natürlichen
Bevölkerungsrückgangs noch als eine
über zirkuläre Prozesse der Abwan-
derung vermittelte. In ostdeutschen
Transformationskontexten lassen sich
vielmehr strukturelle Schrumpfungs-
ketten konstruieren, die nicht aus-
schließlich auf Demographie abhe-
ben, etwa: Arbeitsplatzverlust - Ab-
wanderung - Wohnungsleerstand -
Abbau sozial-technischer Infrastruk-
tur - daraus resultierender weiterer
Arbeitsplatzverlust - weitere Abwan-
derung usw. Demographische Daten
wie Abwanderungsquoten und Woh-
nungsleerstandszahlen verweisen in-
direkt auf vorgängige, wenn auch
nicht vordergründig in Erscheinung
tretende gesellschaftliche Verwerfun-
gen und Abschottungen. Sowohl ana-
lytische Konzepte als auch “pro-ak-
tive” bzw. “nachhaltige” Entwick-
lungskonzepte müssen daher – neben
externen Einflüssen - die alltags-
kulturellen Dynamiken des mit
“Schrumpfung” umschriebenen Pro-
zesses fortschreitender Peripherisie-
rung mit ins Blickfeld nehmen.

Einige empirische Erfahrungen aus
zwei Forschungsprojekten am IRS
zu Problemen der Entwicklung der
Doppelstadt Guben-Gubin an der
deutsch-polnischen Grenze verdeut-
lichen, in welcher Weise sich die
alltagskulturelle Dimension aktueller
Schrumpfungsprozesse entfaltet.
Zwar stellt die Untersuchungsstadt
Guben (d.h. der deutsche Teil der
Doppelstadt) hinsichtlich des Peri-
pherisierungsgrades und der Betrof-
fenheit von Schrumpfungsprozessen
ein markantes Beispiel dar, in dem
die Intensität und Dramatik des
Schrumpfungsverlaufs eher noch
stärker ausgeprägt sind als in vielen
anderen ostdeutschen Städten. Jedoch
kommt gerade deshalb an diesem Fall
die allgemeine städtische Problem-
konstellation unverstellt zum Aus-
druck.

Die Stadt Guben (folgende Eckdaten
vom Frühjahr 2001: Einwohner
25.009; Abwanderung seit 1989 ca.
8.000; Arbeitslosenquote 21,3 Pro-
zent; Wohnungsleerstand 12,5 Pro-
zent) ist nicht nur durch harte öko-
nomische Entwicklungsprobleme,
sondern auch durch einen auffälligen
Kontrast zwischen Lokalpolitik und
Lebenswelt gekennzeichnet. Dieser
Kontrast zeigt sich allgemein in
Bezug auf Fragen der Wirtschaftsent-
wicklung, im Besonderen aber auch
in Fragen des Umgangs mit den nicht
zu übersehenden Schrumpfungspro-
zessen. Während die kommunalpoli-
tische Elite eine ausgesprochen
pro-aktive Einstellung zur lokalen
Schrumpfungsproblematik zeigt,
stellen die Akteure an der lokalen
Basis im alltagsweltlichen Diskurs
die Kompetenz der Stadtverwaltung
zur strategischen Problemlösung par-
tiell oder vollständig in Frage. Poli-
tische Logik und lebensweltliches
Empfinden scheinen hier gerade in
Bezug auf  ‘Schrumpfungsprozesse‘
in einen erheblichen Konflikt gera-
ten zu sein.
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Die Positionen sind klar umrissen:
a) Die Stadtverwaltung steht dem
legitimatorischen Potential des demo-
graphischen Diskurses verständli-
cherweise aufgeschlossen gegenüber.
Die Beeinflussung genereller demo-
graphischer Trends (hier: Bevölke-
rungsrückgang) ist einerseits nicht ihr
Zuständigkeitsbereich, andererseits
lassen sich jedoch die lokalen Aus-
wirkungen dieser Trends mit von
oben bereitgestellten politischen Vor-
gaben und Instrumentarien vermeint-
lich “steuern”.
b) Für den lebensweltlichen Diskurs
jedoch bedeutet ein scheinbar kalku-
lierbares “Gesundschrumpfen” Iden-
titäts- und Sinnverlust. Jeder zusätz-
liche Abwanderer trägt nicht nur zur
planerisch und entwicklungspolitisch
relevanten Leerstandsentwicklung
bei, sondern verursacht auch einen
Verlust von sozialen Beziehungen
und vermehrt die Brüche in den lo-
kalen Netzwerken. Die Daheimge-
bliebenen reagieren mit einem Rück-
zug in die Privatsphäre. Zivilgesell-
schaftliches Engagement dünnt aus
und wird durch kollektive Resignati-
on ersetzt.

Aus der Analyse dieser kumulativen
Entwicklung haben wir folgende
Schlussfolgerungen gezogen:

1. Was zunächst lediglich als folgen-
lose alltagsweltliche Kommentierung
demographischen Wandels und sei-
ner politischen Behandlung erschei-
nen mag, gewinnt binnen kurzem
lokalsystemische Strukturierungs-
macht. Nicht nur verringertes Hu-
mankapital, sondern auch zurückge-
hendes Engagement an der Bevöl-
kerungsbasis bedeuten einen Verlust
an innovativem Potential, das für
endogene Entwicklungen nicht mehr
zur Verfügung steht. Dieser Verlust
wird an der Basis sensibel registriert
und in Interviews immer wieder als
Überschreiten eines “kritischen
Punktes” beschrieben; die Entwick-
lung sei angesichts des Versagens der
Politik schon jetzt unumkehrbar. Die
alltagsweltliche Hoffnungslosigkeit
steht in maximalem Kontrast zur
hoffnungsfrohen Politik des Kurie-

rens an Schrumpfungssymptomen;
die Akteure können die Kluft aus ei-
gener Kraft nicht mehr überbrücken
und koppeln sich von der etablierten

Entwicklungen, die (allerdings in
notwendiger Kombination mit ‚exter-
nen‘ Innovationsinputs) der Abwan-
derung entgegenwirken könnten. Die

Politik zusehends ab. Die asymme-
trische Interaktionsstruktur, die dar-
aus entstanden ist - hier aktives poli-
tisches Funktionssystem, dort passiv-
resignative Lebenswelt -, setzt eine
Konfliktdynamik in Gang, die nach
und nach ihre eigene Logik entfaltet
und direkt auf das zu behandelnde
Strukturproblem zurückwirkt. Hier
wird deutlich, dass es bei der Analy-
se von Ursachen und Folgen von
“Schrumpfung” und Abwanderung
nicht allein um die Erfassung quan-
titativer Daten und um die Manipu-
lation technischer Parameter gehen
darf.

2. Deutlich wird auch, dass die ver-
schiedenen Dimensionen von “Säs-
sigkeit” mehr Aufmerksamkeit ver-
dienen. Diese definiert sich nicht nur
als Ortsbindung durch Arbeitsplatz
und Wohnung, die an jedem beliebi-
gen Ort vergleichsweise schnell wie-
der erreicht werden könnte. Sie ent-
steht vielmehr aus vielschichtigen
sozialen Bindungen, die durch Lokal-
geschichte (und -stolz), lokale sozia-
le Netzwerke und Generationenlagen
gehalten werden. Gerade letzteres
Element von Sässigkeit erscheint uns
aus dem Kontext der Gubener For-
schungsperspektive heraus als wich-
tig für die Freisetzung endogener

Älteren (50-60 Jahre) und Jüngeren
(20-25 Jahre), die die Generationen-
lagen am Eintritt und Austritt aus dem
Berufsleben bilden, scheinen nach
unseren Beobachtungen am stärksten
von der Ausweglosigkeit vor Ort be-
troffen zu sein. Während die Älteren
realistisch und wohl auch pragma-
tisch genug sind, den sozialstaatlich
abgefederten Status quo für sich zu
akzeptieren, ist es die Angst um die
Abwanderung der jungen Generati-
on, die immer wieder im Kontext sol-
cher Aussagen wie “Guben ist eine
tote Stadt” artikuliert wird. Dies wür-
de u.E. eine gezieltere Fokussierung
infrastruktureller und steuerungspoli-
tischer Maßnahmen auf die junge Ge-
neration, mit dem (kostenlosen) zu-
sätzlichen Effekt einer generationen-
übergreifenden Sinnstiftung, recht-
fertigen. Allerdings muss auch in Be-
tracht gezogen werden, dass mögli-
cherweise gerade dadurch eine “Mo-
bilitäts- bzw. Optionenfalle” gene-
riert wird, da gerade diejenigen, die
in den Vorzug solcher qualifizieren-
der Maßnahmen kommen würden,
anschließend verstärkt anderen Re-
gionen zustreben würden.

3. Jede Stadt hat ihre eigene, alltags-
kulturell eingebettete Entwicklungs-
dynamik. Unseres Erachtens ist die

Schrumpfung und (un)gewollte? alltagskulturelle Selbstironisierung: leerstehen-
des Fabrikationsgebäude der ehemaligen “Gubener Wolle”
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Analyse dieser lokalspezifischen Dy-
namik ein wesentlicher Schlüssel für
die Entwicklung realistischer Strategi-
en für einen Stopp der “Schrumpfungs-
spirale”. Für Guben setzt sich diese
Dynamik im Moment wesentlich aus
folgenden Elementen zusammen: ver-
gleichsweise ausgedünnte Zivilgesell-
schaft, krisenhafte ökonomische Ent-
wicklung, latente Entfremdung zwi-
schen Politik und Alltagskultur, Grenz-
lage, überproportionale Medienauf-
merksamkeit. Strategien für eine selbst-
tragende und nachhaltige, selbststeu-
ernde Entwicklung müssten also zu-
nächst die lokale Strukturproblematik
in ihrer tendenziellen Richtungsdyna-
mik erfassen, die sich aus dieser Kon-
stellation ergibt. Hier - und nicht in den
viel beschworenen übergeordneten de-
mographischen Trends - sind wesent-
liche Ansätze für eine Umkehrung der
Negativspirale zu suchen, die sich u.a.
in Abwanderung, aber auch in latenter
Verdrossenheit und Lethargie der “Da-
gebliebenen” äußert. Nur dann haben
wirtschaftliche und stadtplanerische
Initiativen auch den Resonanzboden für
eine “nachhaltige”, d.h. zivilgesell-
schaftlich getragene und lebensweltlich
verankerte Stadtentwicklung.

Unter diesen Bedingungen wäre dann
Schrumpfung im positiven Sinne leb-
bar, d.h. mit Perspektiven für eine pro-
aktive Gestaltung sozialer Umwelten
im Nahbereich sinnvoll auszufüllen.
Als wichtige Voraussetzung dafür wäre
zu nennen, dass die Situationswahr-
nehmungen der Milieus an der Basis
und der von ihnen gespeisten zivil-
gesellschaftlichen Initiativen - so zu-
rückhaltend und leise sie sich bislang
auch artikulieren mögen - durch den
Diskurs der formell institutionalisier-
ten Lokal- und Regionalpolitik zur
Kenntnis genommen werden. Nach
unseren bisherigen Beobachtungen gibt
es auch hier ein erhebliches innovati-
ves Potential, das allerdings in aller
Regel ungenutzt bleibt, da bürokrati-
sierte Strukturen an den Schnittstellen
von Politik und “Subpolitik” sowie ein
zumindest partiell divergierendes Ver-
ständnis von lokaler Demokratie wich-
tige Kommunikationswege versperren.
Dies verweist auf einen weiteren laten-
ten Blockierungspunkt ostdeutscher
Stadtentwicklung: die durch mehr-
schichtige und teilweise konfligieren-
de Geltungsansprüche (z.B. Werteliten
vs. Funktionseliten) erschwerte Artiku-
lation und Koordination der im Prozess

radikaler Transformation “verunsicher-
ten Handlungsinteressen” (K.-D.Keim)
innerhalb der lokalen Politikarena.

Insgesamt gesehen lässt sich postulie-
ren, dass die Überwindung lebens-
weltlicher und zivilgesellschaftlicher
“Totpunkte” für eine erste Dämpfung
der “Schrumpfungsspirale” ebenso
wichtig ist wie stadtplanerische Projek-
te und politische Steuerungsmaßnah-
men. Solange diese alltagsweltlichen
Blockierungen “von unten” nicht bear-
beitet werden - und zwar sowohl analy-
tisch als auch im politischen Diskurs -,
werden Wiederbelebungsversuche
“von oben”, wie sie in verschiedenen
Stadtentwicklungsprogrammen und
symbolträchtigen Projekten wie “Eu-
rostadt 2000” oder auch “Stadt 2030”
zum Ausdruck kommen, über den
Status symbolischer Politik nicht hin-
auskommen. Für eine (Wieder-)Her-
stellung befriedigender Lebensverhält-
nisse in der neuen Mitte eines erwei-
terten Europa wäre dies allerdings zu
wenig.

Hans-Joachim Bürkner und
Jörg Dürrschmidt

Die in Westdeutschland bereits seit den
siebziger Jahren diskutierten Suburba-
nisierungsprozesse des Wohnens und
die damit verbundenen Disparitäten-
probleme zwischen Kernstadt und
Umland erhalten derzeit in den demo-
graphisch schrumpfenden Stadtregio-
nen Ostdeutschlands eine besondere
verteilungspolitische Brisanz. Denn die
wohlstandsbedingten Abwanderungen
von Teilen der Mittelschichten in das
Umland der Städte werden nicht - wie
zeitweise noch in den westdeutschen
Städten - durch Zuwanderung anderer
Bevölkerungsgruppen ausgeglichen,
sondern verschärfen direkt die vorhan-
dene Zentralitätsschwäche vieler ost-
deutscher Kernstädte. Besonders be-
troffen von diesen Disparitäten sind die
weitgehend deindustrialisierten und de-

Wachsende Dörfer - schrumpfende Städte:
Disparitätenprobleme des Wohnens in ostdeutschen Stadtregionen

militarisierten Städte Brandenburgs,
denen es zwölf Jahre nach der Wende
noch nicht gelungen ist, eine tragfähi-
ge neue Wirtschaftsbasis zu entwi-
ckeln. Wenig belebte Stadtzentren, zu-
nehmende Wohnungsleerstände in
Altbauten und Plattensiedlungen, erste
Gebäudeabrisse und ausgedehnte
Stadtbrachen sind die in der Stadtstruk-
tur sichtbaren Folgen eines unbewäl-
tigten Strukturwandels.

Verstädterte Landschaften im
Stadtumland ...
Am Beispiel des brandenburgischen
“Städtekranzes” (dazu zählen die Städ-
te Brandenburg/Havel, Cottbus, Ebers-
walde, Jüterbog, Luckenwalde und
Neuruppin) lässt sich zeigen, dass trotz
der demographischen Schrumpfung

ganzer Städte und Stadtregionen den-
noch einzelne Umlandgemeinden
demographisch und städtebaulich stark
wachsen. Während beispielsweise die
Stadt Cottbus zwischen 1994 und 1999
insgesamt 11,7 Prozent ihrer Bevölke-
rung verloren hat, ist die Einwohner-
zahl des angrenzenden Amtes Neu-
hausen/Spree im gleichen Zeitraum um
45,8 Prozent gewachsen. Während die
Stadt Frankfurt (Oder) zwischen 1994
und 1999 10,3 Prozent der Bevölkerung
verloren hat, ist sie im Amt Schlaubetal,
im südlichen Umland der Stadt, um
38,5 Prozent gewachsen (Arbeitsge-
meinschaft Regionale Entwicklungs-
zentren des Städtekranzes in Branden-
burg - ARGE REZ -: Stadt-Umland-
Situation unter der Lupe. Potsdam
2000).
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Für die Dynamik der Suburbanisierung
erweisen sich vor allem die jeweilige
Stadtgröße, die regionale Wirtschafts-
bzw. Kaufkraft und die Siedlungsstruk-
tur als wichtige Einflussfaktoren. In
kleineren, stärker ländlich geprägten
und eher wirtschaftsschwachen REZ-
Städten wie Jüterbog (13.900 EW),
Luckenwalde (22.600 EW) und Neu-
ruppin (32.600 EW) verlieren auch die
Umlandgemeinden - Prognosen zufol-
ge auch in Zukunft - an Bevölkerung.
In mittelgroßen Städten wie Branden-
burg an der Havel (78.900 EW) und
Eberswalde (45.400 EW) wächst etwa
eine Hälfte der Umlandgemeinden,
während die andere ebenfalls
schrumpft. Lediglich in den Stadtregio-
nen der Städte Cottbus (110.800 EW)
und Frankfurt (Oder) (73.800 EW), die
zugleich einen relativ geringen Anteil
an Ein- und Zweifamilienhäusern auf-
weisen, lässt sich mit Einschränkungen
von einem “Speckgürtel” suburbanen
Wachstums sprechen.

... Stadtbrachen als ‘Landschaft in
der Stadt‘
Den Neubaugebieten in den Dörfern
um die Städte stehen ausgedehnte
Stadtbrachen gegenüber. Durch aufge-
gebene Militär-, Gewerbe- und Bahn-

ße der Kernstadt Brandenburg 86 ha,
der Kernstadt Eberswalde 50 ha) und
Frankfurt (Oder) über ca. 100 ha (Grö-
ße der Kernstadt: 67 ha). Dies reißt
Leerräume in die Stadtstruktur, die auf
absehbare Zeit nicht durch Nach-
nutzungen zu füllen sein werden. In
einigen ostdeutschen Stadtregionen
entsteht eine Siedlungsstruktur, die sich
weiter von den planerischen Leitbildern
der “kompakten Stadt”, des Systems
der “Zentralen Orte” und dem Vorrang-
prinzip der Innenentwicklung entfernt.

Chancen und Grenzen der Gegen-
steuerung
Führen die “Verstädterung” der Land-
schaft und die “Verlandschaftung” der
Städte in Ostdeutschland zukünftig zu
fragmentierten Stadtlandschaften und
“Patchwork”-Städten? Die genauere
Kenntnis der sozioökonomischen und
-kulturellen Ursachen und Motive der
Abwanderung aus den Städten ist eine
wichtige Bedingung für mögliche pla-
nerische Strategien der Gegensteue-
rung. Am Beispiel der brandenburgi-
schen REZ-Städte wurde nachgewie-
sen, dass die Zielorte der Wohnsubur-
banisierung nicht durch die Minimie-
rung von Baukosten durch die Stand-
orte mit den niedrigsten Bodenpreisen

Revitalisierung der Kernstädte möglich
ist. Neben den höheren Verteilungs-
spielräumen des Wachstums werden
diese Städte offenbar auch durch eine
ausgeprägtere bürgerschaftliche Stadt-
kultur “zusammengehalten” - ein As-
pekt, der weiterer Untersuchungen be-
darf.

Als ein Ansatz zur Gegensteuerung
werden in vielen ostdeutschen Städten
in den letzten Jahren der Bau von Ein-
familienhaussiedlungen zur Förderung
der Wohneigentumsbildung angeboten,
um zumindest Teile der Bevölkerung
in den Städten zu halten. Durch den
Neubau von Eigenheimsiedlungen wer-
den jedoch zusätzliche Konkurrenzen
auf dem Wohnungsmarkt (z.B. zu den
Großwohnsiedlungen) geschaffen und
damit Leerstände an anderer Stelle for-
ciert. Außerdem besteht aufgrund des
Bodenpreisdruckes wiederum die Ge-
fahr einer zu starken städtebaulichen
Verdichtung, so dass die nachgefrag-
ten Wohn- und Gartenqualitäten kaum
mehr angeboten werden. Unter den
derzeitigen Bedingungen eines struk-
turellen Überangebotes auf den Woh-
nungsmärkten und verschärfter Nut-
zungskonkurrenzen kann eine solche
Strategie nur dann erfolgversprechend
sein, wenn

- die Lage der Neubaugebiete in der
Stadt tatsächlich landschaftlich at-
traktiv (z.B. Wohnen am Wasser, be-
vorzugte Randlagen zur Landschaft)
und zugleich verkehrlich gut er-
reichbar ist,

- die angebotene Größe der Häuser
und Gartengrundstücke der Struktur
der nachfragenden Haushalte ent-
spricht,

- die angebotenen Miet- bzw. Kauf-
preise mit denen des Umlandes an-
nähernd konkurrenzfähig sind.

Insgesamt: Strategien der Eigenheim-
förderung in den Städten weisen erheb-
liche Zielkonflikte auf und sollten da-
her im Rahmen integrierter Entwick-
lungskonzepte entwickelt werden, die
derzeit in einigen Städten erarbeitet
werden. Andere Gegensteuerungs-
schritte stehen noch aus, insbesondere
fehlt es an Stützungsmaßnahmen für
sozio-kulturelle Integration.

Manfred Kühn

Ein Beispiel für Suburbanisierung: Siedlungserweiterung Hönow am Rand der
Großwohnsiedlung Berlin-Hellersdorf

flächen kommt es zu einer unterschied-
lich starken “Verlandschaftung” der
Stadt: So verfügen nach Angaben der
ARGE REZ beispielsweise die beiden
Städte Brandenburg/Havel und Ebers-
walde derzeit über jeweils ca. 200 ha
städtebaulich relevante Militär- und
Gewerbebrachen (zum Vergleich: Grö-

bestimmt werden, sondern dass in er-
ster Linie landschaftlich attraktive und
verkehrlich gut erreichbare Standorte
bevorzugt werden (ARGE REZ 2000).
Ein Vergleich mit den relativ prospe-
rierenden Städten in Thüringen - wie
Erfurt, Weimar und Jena - zeigt, dass
trotz Suburbanisierungsprozessen eine
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Vor dem Hintergrund dauerhafter
Bestandsüberschüsse auf den Woh-
nungsmärkten in den neuen Bun-
desländern und der daraus resultie-
renden massiven Wohnungsleer-
stände hat sich in den letzten Mo-
naten die Überzeugung durchge-
setzt, dass zur Steuerung der not-
wendigen wohnungspolitischen
und städtebaulichen Maßnahmen
tragfähige kommunale Stadtent-
wicklungskonzepte erforderlich
sind. Es geht dabei um Ansätze, in
denen auf gesamtstädtischer und
teilräumlicher Ebene sowohl die
wohnungswirtschaftlichen als auch
die städtebaulichen Aspekte inte-
griert werden sollen.

Das Ressort-Forschungsprojekt
“Integrierte wohnungswirtschaft-
liche und städtebauliche Konzepte
zur Gestaltung des Strukturwan-
dels auf dem Wohnungsmarkt der
neuen Länder” des Bundesamtes
für Bauwesen und Raumordnung
(BBR) im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen (BMVBW) hat
zum Ziel, praxisorientierte Er-
kenntnisse darüber zu vermitteln,
welche Anforderungen an diese
Konzepte gestellt werden können.
Zugleich sollen die Erstellung sol-
cher Konzepte und darauf aufbau-
end die Realisierung der Stadtum-
baumaßnahmen durch die Doku-
mentation gelungener Beispiele
beschleunigt werden. Mit der
Durchführung des Forschungs-
projektes wurde das IRS beauf-
tragt; die Realisierung erfolgt in
Kooperation mit dem Institut für
ökologische Raumentwicklung
(IÖR) und dem Stadtforscher Dr.
Reinhard Aehnelt im Zeitraum von
Januar bis Oktober 2001.

Konzepte zur Gestaltung des Strukturwandels auf dem Wohnungs-
markt der neuen Länder

Die Bearbeiter haben zunächst die
Zielsetzungen sowie die inhaltli-
chen und formalen Anforderungen
an die zu erstellenden Konzepte
formuliert. Darauf aufbauend wur-
de der derzeitige Stand der Erar-
beitung von Konzepten in den neu-
en Bundesländern erhoben und so-
mit eine Auswahlgrundlage für
eine vertiefende Dokumentation
und Evaluation einzelner Konzep-
te erarbeitet. Auf dieser Basis wur-
den insgesamt acht Städte ausge-
wählt, die hinsichtlich des Inhalts
bzw. des Bearbeitungsstandes ih-
rer Stadtentwicklungskonzepte den
Charakter von “Best-Practice-Lö-
sungen” aufweisen.

Die acht ausgewählten Städte sind:
Leipzig, Chemnitz, Hoyerswerda
und Bautzen in Sachsen, Gera und
Leinefelde in Thüringen, Magde-
burg in Sachsen-Anhalt und Wit-
tenberge in Brandenburg.

Am 8. Mai 2001 fand in Berlin der
Startworkshop zum Forschungs-
projekt statt. Ziel dieser Veranstal-
tung war es, über den Stand der
Entwicklung von integrierten
Stadtentwicklungskonzepten zu in-
formieren und den Diskussionspro-
zess zur Konkretisierung der Ziel-
setzungen sowie der inhaltlichen
und formalen Anforderungen, die
an die Konzepte zu stellen sind, zu
befördern.

Der Workshop richtete sich in ers-
ter Linie an die relevanten Akteu-
re, die in den ausgewählten Bei-
spielstädten mit der Erstellung und
Umsetzung der Stadtentwicklungs-
konzepte befasst sind. Angespro-
chen waren hier sowohl Vertreter
der kommunalen Verwaltung als

auch der örtlichen Wohnungsunter-
nehmen. Des Weiteren nahmen
Vertreter des BMVBW, des BBR,
der Landesministerien, der kom-
munalen Spitzenverbände und des
GdW sowie Mitglieder der ehema-
ligen Expertenkommission “Woh-
nungswirtschaftlicher Struktur-
wandel in den neuen Bundeslän-
dern” an der Veranstaltung teil.

Hartwig Lüers, Abteilungsleiter
Wohnungswesen im BMVBW,
betonte in seinen einleitenden Wor-
ten, dass es sich beim Wohnungs-
leerstand in den neuen Bundeslän-
dern nicht um ein konjunkturelles,
sondern um ein strukturelles Pro-
blem handle. Der Leerstand gefähr-
de die historisch gewachsenen
Stadtstrukturen, aber auch die wirt-
schaftliche Existenzfähigkeit vie-
ler Wohnungsunternehmen. Daher
müssten Stadtplanung und unter-
nehmerisches Handeln in stärke-
rem Maße als bisher zusammen-
wirken.

Die Vertreter der acht ausgewähl-
ten Städte hatten mit dem Work-
shop die Gelegenheit, jeweils ihre
Ausgangssituation und den derzei-
tigen Stand bei der Erstellung ih-
rer integrierten Konzepte vorzutra-
gen. Dabei wurde deutlich, dass
gerade die großen Städte (Leipzig,
Chemnitz, Magdeburg, Gera) seit
mehreren Jahren an solchen Stadt-
entwicklungskonzepten arbeiten
und damit den größeren Erfah-
rungshintergrund besitzen. Dabei
beziehen sich die Probleme des
Wohnungsleerstandes in diesen
Städten jeweils sowohl auf die Sub-
stanz in den Altbaubereichen als
auch auf die Großsiedlungen. Im
Mittelpunkt stehen daher auf der
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gesamtstädtischen Ebene Fragen
zu den Prioritäten der künftigen
Stadtentwicklung. So unterschei-
det beispielsweise der Stadtent-
wicklungsplan von Leipzig konso-
lidierte Gebiete, Umgestaltungs-
gebiete ohne Priorität, Erhaltungs-
gebiete sowie Umgestaltungs-
gebiete mit Priorität. Auf der
Ebene von Stadtteilentwicklungs-
plänen werden diese groben Fest-
legungen dann durch die Definiti-
on von gebäudekonkreten Um-
setzungsvorschlägen untersetzt.

Bei den kleineren Städten wurden
zum einen Städte ausgewählt, die
über große Anteile des Wohnungs-
bestandes in der Altbausubstanz

verfügen (Bautzen, Wittenberge),
und zum anderen Städte mit be-
sonderen Problemkonstellationen
in den Großwohnsiedlungen
(Hoyerswerda, Leinefelde). Beide
Stadttypen benötigen offenbar je-
weils spezifische Problemlösungs-
strategien, die im weiteren Pro-
jektverlauf näher zu untersuchen
sind.

Bestandteil des Projektes ist die
Erstellung eines Modells für die
Ermittlung der künftigen Woh-
nungsnachfrage in den Städten.
Dieses Modell wird in erster Li-
nie durch die Projektpartner am
IÖR erarbeitet und wurde auf dem
Workshop als Zwischenstand vor-

gestellt. Am Beispiel der Stadt
Bautzen soll das Modell in den
nächsten Monaten weiter konkre-
tisiert und beispielhaft durchge-
rechnet werden.

Die Ergebnisse der Forschungsar-
beit einschließlich der Dokumen-
tation der ausgewerteten Stadtent-
wicklungskonzepte werden im
Herbst dieses Jahres in einer Bro-
schüre veröffentlicht.

Kontakt im IRS über Heike Lieb-
mann, Tel. 03362/793-242,
Liebmann@irs-net.de
und Christoph Haller, Tel. 03362/
793-239, Haller@irs-net.de

Im Brandenburger Modellgebiet
des Bund-Länder-Programms
“Stadtteile mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf - die soziale
Stadt”, in Cottbus Sachsendorf-
Madlow, wurde den Bewohnerin-
nen und Bewohnern mit einer öf-
fentlichen Veranstaltung am 28.
Mai 2001 der Beginn des Vorha-
bens dieses größten brandenburgi-
schen Plattenbau-Stadtteils vorge-
stellt. Damit begann die öffentliche
Diskussion über eine neue Stufe
der Gebietsentwicklung im Sinne
einer ressortübergreifenden und in-
tegrierten Strategie.

Wolfgang Preibisch vom Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen betonte die Mög-
lichkeiten des Programms als In-
strument der Stabilisierung und
Stützung in Zeiten struktureller
Umbrüche. Der Vertreter des bran-
denburgischen Ministeriums für
Stadtentwicklung, Wohnen und
Verkehr, Klaus Eichler, unterstrich

“Soziale Stadt” zwischen Abriss und Neubeginn

die Notwendigkeit, im Rahmen des
Programms “Soziale Stadt” Debat-
ten über evtuellen Rückbau in en-
ger Abstimmung zwischen allen

typischerweise geringen Steuerein-
nahmen bestehendes Dilemma
wiesen der Gastgeber, Oberbürger-
meister Waldemar Kleinschmidt,

beteiligten Ressorts der Stadtver-
waltung und den Wohnungsunter-
nehmen zu führen. Auf ein gerade
in problembehafteten Städten mit

und sein amtierender Baudezernent
Hansgeorg Koitzsch hin: Es werde
für die Städte und Gemeinden im-
mer schwieriger, Eigenmittel auf-

Podium der Auftaktveranstaltung "Soziale Stadt" in Cottbus Sachsendorf-
Madlow
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zubringen, um überhaupt an öffent-
lichen Förderprogrammen  teilneh-
men zu können.

Sachsendorf-Madlow lag lange
Zeit eher im Windschatten der
Cottbusser Stadtentwicklung, doch
in den letzten Jahren sind verschie-
dene, auch für die Öffentlichkeit
wirksame Maßnahmen begonnen
worden. Wohnhochhäuser im Zen-
trumsbereich wurden modernisiert,
der Stadtplatz soll als Gebiets-
zentrum ein neues Gesicht erhal-
ten. Und dennoch sind die Proble-
me des Stadtteils unübersehbar.
Der Bevölkerungsverlust von 35
Prozent seit 1993 hat zu einem
Wohnungsleerstand von 26 Prozent
geführt. War das Gebiet früher
durch eine sozial durchmischte Be-
völkerung charakterisiert, so dro-
hen jetzt zunehmend soziale Pola-
risierungen. Während besser ver-
dienende Familien wegziehen, ge-
hören die Zuziehenden eher tran-
sitorischen und ärmeren Bevölke-
rungsgruppen an. Die Arbeits-
losenrate von 26 Prozent betrifft
alle und führt zu Frustrationen.
Rechtsradikale Gewalt verunsi-
chert mehr und mehr. Es ist offen-
sichtlich, dass besondere Anstren-
gungen nötig sind, um dieses Ge-
biet davor zu bewahren, ins sozia-
le Abseits zu rutschen.

Dass ein umfassender Umbau des
Stadtteils in baulicher, sozialstruk-
tureller und wirtschaftlicher Hin-
sicht notwendig ist, wird von der
Mehrheit der Bewohner akzeptiert.
Abriss ist kein Tabu mehr, doch zu-
gleich werden Qualitätsverbesse-
rungen erforderlich sein, um den
Trend der problematischen Ent-
wicklung zu durchbrechen. Das
Programm der “Sozialen Stadt”
bietet die Möglichkeit zur Entwick-

lung von Projekten, die unter-
schiedliche Initiativen bündeln:
Verschiedene “Förderstränge” der
Stadt- und der sozialen Entwick-
lung, auch die Einbeziehung der
privaten Wirtschaft und der Be-
wohner, werden Voraussetzungen
dafür bieten, an den Problemen fle-
xibel zu arbeiten und Perspektiven
zu entwickeln.

Das Interesse der Bewohner an der
Zukunft des Stadtteils ist groß und
ihre Sicht bekam auf der Veranstal-
tung besonderes Gewicht. Drei
Gruppen aus der Bewohnerschaft
stellten Ideen und Projekte dar. Die
Jugendinitiative “Fragezeichen”
konnte sich nach der Erläuterung
ihres Projektes zur selbstbestimm-
ten Jugendarbeit über konkrete
Raumangebote von anwesenden
Wohnungsunternehmen und Ge-
meinwesenträgern freuen. Von
Schülern der 8. Gesamtschule wur-
de mit einem Rollenspiel ihr lau-
fendes Projekt zur “Streitschlich-
tung” anschaulich gemacht, und
Frauen aus dem “Seniorenzentrum
Herbstfreude” konnten anhand ei-
nes Dia-Spazierganges durch den
Stadtteil ihre Ansprüche an ein al-
ten- und bewohnerfreundliches
Quartier demonstrieren.

Zwar fließen über das Programm
der “Sozialen Stadt” seit Ende
1999 Fördermittel in den Stadtteil,
aber nur wenige Informationen
darüber konnten bisher in das öf-
fentliche Bewusstsein der Bewoh-
ner dringen. Der über die “Soziale
Stadt” geförderte Umbau einer Kita
zu einem sozio-kulturellen Zen-
trum wird in der Wahrnehmung
überlagert von den Debatten über
die geplanten Abrisse in der Groß-
siedlung. Wie auf vorangegange-
nen Bürgerversammlungen äußer-

ten viele Bewohner deutlich ihre
Unzufriedenheit. Sie wollen sich
mit konkreten Plänen für ihre
Wohnumgebung auseinanderset-
zen. Für viele stellt sich die Frage:
Lohnt sich das Engagement für das
Gebiet oder wird die eigene Woh-
nung bald abgerissen, soll man
wegziehen?

Gerade von denen, die gerne blei-
ben würden, wurden Informationen
auf der Ebene von Nachbarschaf-
ten eingeklagt und das ständige Ab-
schieben von Verantwortung kriti-
siert. Deutlich wurde, dass von der
Stadt, den Wohnungsunternehmen
und den Planern Flexibilität und
Offenheit als Voraussetzung dafür
gefordert wurden, weiter “mitzu-
machen”. Aber es ging nicht nur
um Abriss: Die Bemerkung, alle In-
itiativen hätten keinen Zweck, so-
lange man nicht an das Thema Ar-
beitslosigkeit heranginge, wurde
als Aufforderung verstanden, sich
durch gezielte Kooperation der lo-
kalen und regionalen Akteure mit
Chancen für Arbeitsplätze und Ein-
kommensstrategien zu befassen.
Die Veranstaltung machte deutlich,
dass die “Soziale Stadt” in ostdeut-
schen Stadtteilen mit strukturellem
Wohnungsleerstand dieses zentra-
le Problem begreifen muss und dass
die ressortübergreifende Koopera-
tion der städtischen Verwaltung
und der Wohnungsunternehmen
mit der lokalen Zivilgesellschaft -
den Bürgern und ihren Vereinen
und Organisationen - erforderlich
ist, um den Gebieten eine Perspek-
tive zu geben. Der integrative Cha-
rakter des Programms “Soziale
Stadt” bietet dafür eine Chance, die
nun angenommen werden muss.

Kerstin Jahnke und
Thomas Knorr-Siedow
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Das Interreg IIC Projekt “Weiter-
entwicklung großer Neubaugebie-
te in Ostmitteleuropa als Bestand-
teil einer ausgeglichenen, nachhal-
tigen Siedlungsstruktur- und Stadt-
entwicklung”, das vom IRS feder-
führend bearbeitet und koordiniert
wurde, ist nach zweijähriger Bear-
beitungszeit im Frühjahr 2001 ab-
geschlossen worden. Betei-
ligt waren neben Deutsch-
land Projektpartner aus
sechs mittel- und osteuro-
päischen Ländern. Der geo-
graphische Raum, in dem es
angesiedelt war, umfasst die
Länder Deutschland, Polen,
Tschechien, Slowakei, Un-
garn, Rumänien und Bulga-
rien.

Im Zuge der transnationalen
Zusammenarbeit wurden
vergleichende Analysen der
gegenwärtigen städtebauli-
chen, sozialen, ökonomi-
schen und ökologischen Si-
tuation in ausgewählten
Siedlungen vorgenommen,
die jeweiligen nationalen
Rahmenbedingungen, ins-
besondere hinsichtlich der
Stadt- und Wohnungspoli-
tik, untersucht und gemein-
same Veranstaltungen zum
Erfahrungsaustausch und
zur Konzipierung von Strategien
und Programmen durchgeführt. Der
gewählte Untersuchungsansatz ba-
sierte auf der Annahme, dass eine
intelligente, differenzierte und breit
getragene Weiterentwicklung der
Großsiedlungen zur Stabilisierung
der stadtregionalen Verhältnisse
beitragen kann. Im Ergebnis des
Projektes wurden Empfehlungen

Interreg IIC-Projekt
“Große Neubaugebiete in Ostmitteleuropa” abgeschlossen

zum künftigen Umgang mit den
Wohnsiedlungen erarbeitet, die sich
sowohl an die ostmitteleuropä-
ischen Länder insgesamt als auch
an die einzelnen Städte und Stadt-
bezirke richten.

In diesem Zusammenhang wurde
insbesondere herausgestellt, dass es

für die langfristige Weiterentwick-
lung der Großsiedlungen notwen-
dig ist, einige grundlegende Voraus-
setzungen zu schaffen:

- die Erstellung von integrierten
Handlungskonzepten und die
Schaffung von geeigneten Ak-
teurskonstellationen, um diese
Konzepte umzusetzen,

- die Entwicklung und Institutio-
nalisierung von tragfähigen Ma-
nagementstrukturen in der Woh-
nungswirtschaft,

- die Erarbeitung von Finanzie-
rungsmodellen sowie

- den Aufbau von Gemeinwesen-
strukturen und Beteiligungsmo-
dellen für die Bewohner.

Resümee: Für die Perspek-
tive der Großsiedlungen,
die heute Wohn- und Le-
bensort großer Bevölke-
rungsteile in Ostmitteleu-
ropa sind, wird es unter-
schiedliche Entwicklungs-
pfade geben. Sie variieren
nach Strukturtyp, regiona-
ler Einordnung und sozio-
ökonomischer Charakte-
ristik der Gebiete einerseits
und dem Handeln der ört-
lichen, regionalen und
staatlichen Akteure ande-
rerseits. Wenn nicht mit
konkreten Maßnahmen auf
die aktuellen Problemla-
gen reagiert wird, sind vie-
le Großsiedlungen in Ost-
mitteleuropa in den nächs-
ten Jahren in ihrer Sub-
stanz grundsätzlich gefähr-
det.

Zum Abschluss des Projektes ist
eine vom IRS herausgegebene,
deutsch- und englischsprachige Pu-
blikation erschienen, die über das
IRS bezogen werden kann.

Weiterführende Informationen über:
Heike Liebmann, Tel.: 03362/793-
242, Liebmann@irs-net.de



12 IRS aktuell 32

“Baltic Bridge” heißt ein transna-
tionales Strukturentwicklungskon-
zept für den Handlungsraum zwi-
schen Berlin-Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, dem schwedi-
schen Schonen (Skåne)  und der pol-
nischen Wojewodschaft Zachodnio-
pomorskie. Nach knapp zweijähriger
Laufzeit endete am 6. Juni 2001 die-
ses internationale Kooperations-
projekt mit einem Abschlusswork-
shop in Berlin. Seit Bewilligung der
Förderung aus dem EU-Programm
Interreg II C für den Ostseeraum ha-
ben die sieben Partner, darunter
Regionalverwaltungen, Kommunen
und Kommunalverbände aus den drei
Ländern, eine Vielzahl von gemein-
samen Themen der räumlichen Ent-
wicklung aufgegriffen und diskutiert.
An der Zusammenarbeit in den vier
Handlungsfeldern Regionalmanage-
ment, Städtenetze, Verbesserung von
Verkehrs- und Kommunikations-
beziehungen sowie nachhaltige Ent-
wicklung von strukturschwachen
ländlichen Regionen waren mehr als
achtzig Akteure direkt beteiligt.

Den Konferenzteilnehmern lag eine
Resolution der 22 Städte des “City

Network Baltic Bridge” vor, wonach
die Zusammenarbeit mit einer ge-
meinsamen Antragstellung im Rah-
men von Interreg III fortgesetzt wer-
den soll. Weitere Ergebnisse wurden
in Form von Machbarkeitsstudien
und Maßnahmekatalogen vorgestellt.
Sie enthalten Entwicklungsansätze
für die peripheren strukturschwachen
Räume in den Bereichen Tourismus
und Verkehr und stellen eine Grund-
lage für künftige Investitionen dar.
Die Zusammenarbeit der branden-
burgischen Städte Angermünde, Ber-
nau, Eberswalde, Prenzlau und
Schwedt konnte sowohl über die
Oder nach Polen als auch über die
Ostsee nach Schweden ausgedehnt
werden.

Aus Sicht der Raumforschung ist vor
allem bemerkenswert, dass mit dem
Projekt “Baltic Bridge” eine Platt-
form geschaffen wurde, die den lo-
kalen und regionalen Akteuren trotz
evidenter Asymmetrien hinsichtlich
des historischen Planungsverständ-
nisses, der administrativen Verant-
wortungsbereiche und der finanziel-
len Spielräume die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit an gemein-

sam definierten konkreten Themen
ermöglichte. Damit unterscheidet
sich “Baltic Bridge” von anderen
Interreg-Projekten, bei denen eher
der Erfahrungsaustausch zu ähnlich
gelagerten Entwicklungsvorhaben im
Vordergrund stand.

Das IRS hat diesen Kooperationsan-
satz seit 1997 beratend begleitet und
im Rahmen einer Fallstudie zum
Forschungsprojekt 1.18 “Grenzüber-
greifende Regionalisierung: Mög-
lichkeiten politikergänzender Koope-
rationsformen im deutsch-polnischen
Grenzraum” ausgewertet. Darüber
hinaus wurde in der Schlussphase des
Baltic Bridge-Projekts eine Studie
erarbeitet, die auf der Basis von Pri-
märerhebungen und einer Prozessbe-
wertung Empfehlungen zur künfti-
gen Zusammenarbeit in diesem tri-
nationalen Raum entwickelte. Die
Studie in deutscher und englischer
Sprache ist auf Anfrage über die Ge-
meinsame Landesplanungsabteilung
Berlin/Brandenburg (GL) (Tel. 0331/
866-7620) erhältlich.

Andreas Uhrlau und
Michael Arndt

Baltic Bridge
Erfolgreiche Bilanz der transnationalen Zusammenarbeit im Ostseeraum

In Wirtschaft und Politik wird der
Begriff ‘Vision’ schon seit längerer
Zeit im Zusammenhang mit der Dis-
kussion zukünftiger Entwicklungs-
möglichkeiten benutzt. Seit Mitte der
neunziger Jahre findet er auch in der
deutschen Raum- und Verkehrspla-
nung Berücksichtigung.

Derzeit werden Visionen vor allem
mit Planungsleitbildern und Entwick-
lungskonzeptionen in Verbindung ge-
bracht. Dies liegt an der Einsicht, dass

Visionen
- ein neues informelles Instrument für eine zukunftsfähige Planung?

Planung aus einer Vielzahl von Ein-
zelprojekten besteht, die einer ganz-
heitlichen Sicht auf die Siedlungs-,
Stadt- und Verkehrsentwicklung ent-
behrt. Das Vorausdenken über Visio-
nen kann auch als ein Eingeständnis
dafür gesehen werden, dass ein ge-
naues mathematisches ‘Forecasting’
sich in der Planung nur selten bewährt
hat (siehe in diesem Zusammenhang
auch die Erkenntnisse postmoderner
Planungsansätze). Dabei kann jedoch
noch nicht von einem einheitlichen

Verständnis des Begriffs gesprochen
werden. Auch sind Visionen in
Deutschland als ‘Planungsinstrumen-
te’ bislang, anders als etwa in den
Niederlanden, nur vereinzelt in Er-
scheinung getreten. Insbesondere in
neueren Forschungsvorhaben wird
der Begriff jedoch verstärkt verwen-
det, so wie beim Forschungsprojekt
“Stadt2030” des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung (BMBF).
Dabei zielt der Terminus in seiner ur-
sprünglichen Form auf die Erstellung
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von Raumkonzepten mit einem ganz-
heitlich integrativen Charakter ab
(‘Zukunftskonzepte visionären Cha-
rakters’). Niederländische Planungs-
visionen (visies), die im größeren
Umfang seit Anfang der 1990er Jah-
re durchgeführt werden, haben für
das deutsche Visionsverständnis Pate
gestanden.

Planungsvisionen in den Nieder-
landen
Die Inhalte von niederländischen
Raumvisionen sollen hier im Folgen-
den kurz zusammengefasst und vor-
gestellt werden.

Die Ausführungen basieren auf den
Ergebnissen eines Praktikumbe-
richts, der im Herbst 2000 am IRS
erstellt wurde und fünf Räume be-
trachtete: Rotterdam, Noord-Hol-
land, Enschede, Leidsche Rijn und
Hilversum. Die nebenstehende Ab-
bildung zeigt die gegenwärtige Stel-
lung von Visionen innerhalb des nie-
derländischen Raumordnungssystems.

Alle untersuchten niederländischen
Visionen verfolgen einen intersekto-
ralen Ansatz und stellen den Versuch
dar, in einem komplexer werdenden
Planungsumfeld den Blick ‘aufs
Ganze’ zu ermöglichen. Der Gesamt-
zusammenhang der verschiedenen
Entscheidungsmöglichkeiten wird
deutlich gemacht und unter Beteili-
gung der Öffentlichkeit diskutiert.
Dadurch wird es möglich, wie in der
Vision Rotterdam ausgedrückt, ein
‘scharfes Auge für den Zusammen-
hang der Dinge zu entwickeln’.
Visionen sind partizipatorische Pro-
zesse, die als Ergebnis ein oder ver-
schiedene mögliche ‘Leitbilder’ für
eine zukünftige Entwicklung formu-
lieren. Generell werden die nieder-
ländischen Visionen für einen länge-
ren Entscheidungszeitraum konzi-
piert als bei traditionellen Planungs-
instrumenten üblich. Er beträgt meist
zehn bis dreißig Jahre, bei Bedarf
besteht jederzeit die Möglichkeit von
Veränderungen. Bei der Ausarbei-
tung von Visionen wird versucht, zu-
künftige Trends darzustellen, die

Globalisierungsszenarien, zuneh-
mende Mobilität und eine älter wer-
dende Bevölkerung berücksichtigen.
Visionen sind Hilfsmittel für die Po-
litik, für die sie Chancen und Risi-
ken zukünftiger Entwicklungen und
die potentiellen Wirkungen auf die
verschiedenen Nachhaltigkeitsaspek-
te aufzeigen.

Auswirkungen auf das deutsche
Planungssystem
Insbesondere vor dem Hintergrund
neuerer Erfahrungen zur Gestaltung
von Planungsprozessen (Stichwort
“veränderte Planungskultur”) sowie
unter der Prämisse einer nachhaltigen
Entwicklung scheinen Visionen auch
in Deutschland geeignet, zukünftigen
(Planungs-) Herausforderungen bes-

Raumplanung in den Niederlanden

ser begegnen zu können. Die derzeit
formal angewendeten, eher ‘techno-
kratischen’ Planungsansätze sind da-
für kaum ausreichend. Der Entste-
hungsprozess einer Vision erlaubt
insbesondere aufgrund des zeitlichen
Horizonts eine weitgehende Distan-
zierung des Betrachters von aktuel-
len Belangen. Die Erstellung von
Visionen bietet sich gut für Regio-
nen und Städte an, die sich vor oder
in einer tief greifenden Transformati-
onsphase befinden. Visionen könnten
somit vor allem in Ostdeutschland
eine wichtige Rolle spielen.

An dieser Stelle ist festzustellen, dass
es in Deutschland bereits Mitte der
neunziger Jahre einige Beispiele mit
Ansätzen einer ‘Visionenentwick-
lung’ in der Verkehrsplanung gab.
Während dabei verschiedene Szena-
rios hinsichtlich des Erreichens be-
stimmter Ziele unter Berücksichti-
gung der gesamten Palette möglicher
Maßnahmen (also auch fiskale und
ökonomische Aspekte und intermo-
dale Belange) miteinander verglichen
wurden, fand eine Öffentlichkeitsbe-
teiligung nicht statt. Beispiele sind
die ursprünglichen Ideen zum Ver-
kehrsentwicklungsplan Hamburg,
dem Stadtentwicklungsplan (StEP)
Verkehr Berlin und der Verkehrsent-
wicklungskonzeption Brandenburg.
Derzeit ist jedoch unklar, was aus

diesen Ansätzen geworden ist, und
eine Abkehr von der ursprünglichen
“Visionsidee” scheint teilweise statt-
gefunden zu haben, hin zur Darstel-
lung von konkreten Projekten. Vor dem
Hintergrund derzeit wieder verstärkt
stattfindender Aktivitäten zur Erstel-
lung von lokalen “Agenden 21” soll-
te jedoch über eine Wiederbelebung
der ursprünglichen Visionsidee sowie
über eine mögliche Verknüpfung bei-
der Instrumente nachgedacht werden.

Thomas B. Fischer und
Anja Farke

National

Provinz

Gemeinde

Planungsinstrument

formell informell

Nationaler Raumordnungsplan Vision

Regionalpläne Visionen

Landnutzungspläne Visionen

Projektebene,
(bindend)

Bestemmingsplan

Entschei-
dungs-
ebenen

Konsultation/Partizipation

muss berücksichtigt werden

freiwillige Berücksichtigung
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20. Konferenz der Internationalen Gesellschaft für Folgenprüfungen (IAIA)
in Cartagena, Kolumbien

Vom 28. Mai bis 1. Juni 2001
fand zum 20. Mal die Konferenz
der Internationalen Gesellschaft
für Folgenprüfungen (Internatio-
nal Association for Impact As-
sessment-IAIA) statt. Das dies-
jährige Treffen im kolumbiani-
schen Cartagena stand dabei un-
ter dem Motto “Folgenprüfungen
im urbanen Kontext”. 400 Teil-
nehmer aus Verwaltung, Politik,
Wirtschaft und Forschung aus 54
Ländern diskutierten in 24 Work-
shops und anhand von 80 Vorträ-
gen über die internationale Pra-

der strategischen Umweltprüfung
und integrierten Nachhaltigkeits-
prüfung, der Folgenprüfung zum
globalen Handel, Öffentlichkeits-
beteiligung in Planverfahren sowie
der Rolle der Wissensgesellschaft
in der Folgenprüfung.

Als einziger deutscher Vertreter re-
ferierte IRS-Mitarbeiter Thomas B.
Fischer zu den Themenbereichen
‘Planungsstufen in der Verkehrspla-
nung’ und ‘Aspekte einer Integrati-
on sozialer, ökonomischer und öko-
logischer Aspekte in der Raumpla-

wichtigen Trends im Bereich der
Folgenprüfung bestimmt. Insbe-
sondere scheinen soziale, öko-
nomische, ökologische, Gesund-
heits- und Kulturaspekte sowie
eine bessere und früher anset-
zende Öffentlichkeitsbeteili-
gung besser integriert zu wer-
den. Als besonders wichtig wur-
de ein besseres Verständnis der
tatsächlich stattfindenden Ent-
wicklungen im Bereich sozialer
und ökonomischer Folgenprü-
fungen benannt. Sich derzeit dy-
namisch entwickelnde Themen-
komplexe beinhalten ‘Nachhal-
tigkeit im urbanen Kontext’,
‘Handel und Umwelt’, ‘Wirt-
schaftsunternehmen und Biodi-
versität’, ‘Corporate Environ-
mental Management’ und ‘Ma-
nagement von Wissen’.

Der intensive internationale Er-
fahrungsaustausch verschaffte
einen bedeutenden Wissenszu-
wachs in den verschiedenen Be-
reichen der Folgen- bzw. Ver-
träglichkeitsprüfung, welcher
die Grundlage für die im nächs-
ten Jahr in Den Haag stattfinden-
de Folgekonferenz bilden wird.
Diese wird unter dem Motto
‘Folgenprüfung für eine infor-
mierte Entscheidungsfindung’
stehen. Weitere Informationen
sind unter der Homepage der
IAIA unter www.iaia.org erhält-
lich.

Thomas B. Fischer

xis der Raum- und Verkehrspla-
nung. Hierzu gehören auch Fra-
gen der in Deutschland bisher
nur unzureichend berücksichtig-
ten sozialen Folgenprüfung (So-
cial Impact Assessment), der
Umweltverträglichkeitsprüfung,

Cartagena/Kolumbien

nung in Deutschland’ am Beispiel
der Flächennutzungspläne und dem
Landschaftsplan Ketzin im Land
Brandenburg.

Im Ergebnis der Konferenz wurden
die sich derzeit abzeichnenden
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Er war Spitzenmanager eines Indu-
striekonzerns und Präsident des Bun-
desverbandes der Deutschen Indus-
trie (BDI). Am 1. Juli rückte er
an die Spitze der Wissenschafts-
gemeinschaft Gottfried Wilhelm
Leibniz, der auch das IRS an-
gehört: Hans-Olaf Henkel
spricht für IRS aktuell in einem
Interview mit Frank Stäudner
über die Gründe für einen un-
gewöhnlichen Schritt.

Einen Industriemanager an
der Spitze einer Forschungs-
organisation hat es mit Carl
Bosch in Deutschland erst ein
einziges Mal gegeben. Was
reizt Sie an der Aufgabe?

Henkel: Ich habe mich schon
seit vielen Jahren für For-
schungs- und Bildungspolitik
interessiert und engagiert. Das habe
ich als Chef der IBM hier in Deutsch-
land gemacht und später dann, weil
es zum Amt gehörte, als Präsident des
BDI. Als das Präsidium der Leibniz-
Gemeinschaft sagte, dass ich doch ein
guter Kandidat für die Wahl des neu-
en Präsidenten sei, hat mich das sehr
überrascht. Aber ich habe überlegt
und mich dann entschieden, das
Angebot anzunehmen, weil ich glau-
be, dass ich mit diesem Amt einen ge-
eigneten Hebel in der Hand habe, um
für die Wissenschaft etwas zu bewe-
gen.

Sie werden also über die Leibniz-
Gemeinschaft hinaus wirken?

Henkel: Na ja, zunächst bin ich,
fühle ich mich und werde ich verant-
wortlich sein für die Interessen der 78
Institute, die in der Leibniz-Gemein-
schaft vereint sind. Das ist meine Auf-
gabe, und dafür wurde ich gewählt.
Aber einer der Gründe, warum ich
dieses Amt übernommen habe, ist -
und ich habe darüber Einvernehmen

Interview
“Der Staat kann mit Forschungsvorhaben auch Strukturpolitik betreiben”

mit dem Präsidium erzielt -, dass ich
mich daneben als Anwalt der Interes-
sen der deutschen Wissenschaft mel-

den möchte. Mir ist in den letzten Jah-
ren aufgefallen, dass es genug Anwäl-
te für alles Mögliche gibt: für soziale
Gerechtigkeit, für die Arbeitslosen,
für die Gewerkschaften, für die Indus-
trie, für die Banken und Versicherun-
gen, für die Professoren. Für die Wis-
senschaft im Allgemeinen gibt es auch
welche, aber sie halten sich immer so
merkwürdig vornehm zurück. Eines
habe ich gelernt: Wenn man etwas
bewegen will, dann muss man sich
sowohl der Tonlage als auch der Ton-
art, manchmal auch der Sprache der
Politiker bedienen. Und das habe ich
vor.

Sie haben also keine Angst anzu-
ecken?

Henkel: Anecken darf kein Selbst-
zweck sein. Aber für eine gute Sache,
und das ist ja wohl die Wissenschaft,
wird sich das schon lohnen.

Was haben Sie sich für die ersten
Monate Ihrer Tätigkeit vorgenom-
men?

Henkel: Es wäre vermessen, das jetzt
schon im Detail sagen zu wollen. Ich
muss die Leibniz-Institute und die Or-

ganisation erst besser kennen
lernen. Sicher brauche ich eine
relativ lange Lernphase. Es gibt
aber Dinge, von denen ich jetzt
schon weiß, dass ich sie nicht
tun werde. Ein Präsident, der
die Institute mit straffer zentra-
ler Hand zu führen versucht,
werde und will ich nicht sein.
Ich glaube, dass es gerade die
Stärke und den Charme dieser
Gemeinschaft ausmacht, dass
ihre Institute relativ unabhängig
von zentralen Vorgaben arbei-
ten können. Darin steckt eine
Menge Potential an Kreativität.

Sie schreiben in Ihrem Buch
“Die Macht der Freiheit”,
dass staatliche Forschungs-

förderung unverzichtbar sei. Ist das
für einen Verfechter des freien
Marktes und Gegner staatlicher
Eingriffe nicht eine überraschende
Haltung?

Henkel: Finde ich nicht. Sie werden
von einem Wirtschaftsführer an der
Spitze eines Unternehmens niemals
eine wirklich langfristige Perspektive
bekommen. Selbst die ausgewiesenen
Strategen unter uns denken nicht län-
ger als fünf Jahre voraus. Deshalb ist
es eine wichtige Aufgabe des Staates,
für langfristige Forschung Mittel be-
reitzustellen. Dies ist auch in der In-
dustrie unumstritten und selbstver-
ständlich auch bei mir.

Die Finanzzuwächse der Leibniz-Insti-
tute bleiben im Mittel seit Jahren hin-
ter den Vergleichswerten der anderen
Forschungsorganisationen zurück. Ge-
rade finanzschwache ostdeutsche Bun-
desländer tun sich mit ihren Verpflich-
tungen oftmals schwer. Sollte der Bund
den ostdeutschen Leibniz-Instituten
extra unter die Arme greifen?

Seit 1. Juli an der Spitze der Wissenschaftsgemein-
schaft Gottfried Wilhelm Leibniz: Hans-Olaf Henkel
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Rezension

Henkel: Es wäre verfrüht, darauf zu
antworten. Entsprechende Ideen müs-
sen zuerst in den Gremien diskutiert
werden. Auch möchte ich nicht, dass
unsere Ansprechpartner im Bundes-
ministerium für Bildung und For-
schung, Frau Bulmahn und die Her-
ren Thomas und Catenhusen, mal
eben aus den Medien mit den Forde-
rungen des Herrn Henkel konfrontiert
werden. Das wurden Sie schon genug
in meiner alten Funktion. Aber ich
glaube schon, dass es eine Aufgabe
von uns allen ist, und insbesondere
des Bundes und der Länder, sich dar-

Steuerungsdefizite staatlicher Um-
weltpolitik sind der Untersuchungs-
gegenstand der Dissertation von Fe-
lix Ekardt, die kürzlich im Pro Uni-
versitate Verlag erschienen ist. Aus-
gangspunkt seiner Überlegungen ist
die Tatsache, dass trotz partieller Er-
folge der Umweltpolitik in den letz-
ten 30 Jahren die Gefährdung der na-
türlichen Lebensgrundlagen - zumin-
dest im globalen Maßstab - eher zu-
genommen hat. Offensichtlich haben
die bisherigen rechtlichen und poli-
tischen Steuerungsinstrumente nur
teilweise dazu beitragen können, Ge-
fährdungen des „kollektiven Guts“
Umwelt zu verhindern. Zur Erklä-
rung der Steuerungsdefizite wählt
der Autor einen interdisziplinären
Zugang, der sich auf juristische, so-
zialwissenschaftliche, ökonomische
und religionswissenschaftliche Fra-
gestellungen stützt: Ansatzpunkt von
Ekardt ist es, den Umgang mit kol-
lektiven Gütern durch Rückgriff auf
die fundamentalen Werte einer Ge-
sellschaft zu erklären. Die Steue-
rungsdefizite der Umweltpolitik sind
also nicht allein darauf zurückzufüh-
ren, dass der Staat nicht gegen öko-
nomische Interessen handeln kann
oder will. Vielmehr - so das Resü-
mee von Ekardt - sind es auch kultu-
relle Aspekte, die dazu führen, dass
bei staatlichen Akteuren (genauso

wie bei vielen Bürgern) die Motivation
zur Implementation effektiver Steue-
rungsmaßnahmen fehlt. Anders formu-
liert: Nicht nur gegenwärtige wirt-
schaftliche Konstellationen, sondern
auch die in den letzten Jahrhunderten
eingeschlagenen kulturellen Entwick-
lungspfade prägen das Verhältnis zwi-
schen Mensch und Umwelt.

Ekardt knüpft an die These von Max
Weber zum Zusammenhang zwischen
Protestantismus und Kapitalismus an,
entwickelt diese aber weiter: Nicht nur
für die Entstehung des Kapitalismus,
sondern auch für das heutige Verhält-
nis zwischen Wirtschaft und Umwelt
seien die protestantischen Werte prä-
gend. Nach Ekardt lassen sich ökono-
mische Ziele wie Wachstum und Fort-
schritt nicht nur materiell begründen,
sondern auch kulturgeschichtlich: Das
calvinistische Ziel der Mehrung wirt-
schaftlicher Güter sei trotz Säkularisie-
rung für die Mehrzahl der Menschen
von Relevanz - und zwar losgelöst vom
konkreten Nutzen, den die angehäuften
Güter mit sich bringen.

Nach der grundlegenden Analyse des
kulturgeschichtlichen Hintergrunds der
Steuerungsdefizite werden verschiede-
ne Regelungs- und Vollzugsebenen un-
tersucht. Der Autor fragt, wie sich die
fehlende Motivation in konkreten poli-

tischen und rechtlichen Regelsyste-
men niederschlägt. Ziel dieser Ana-
lyse ist es, aufbauend auf den kon-
statierten Steuerungsdefiziten bei
kollektiven Gütern, Regelungsoptio-
nen für eine effektivere Steuerung
vorzuschlagen. Der gewählte Ansatz
sieht sich dabei dem Problem aus-
gesetzt, dass die als Ursache der
Steuerungsdefizite festgestellten pro-
testantischen Grundwerte nicht kurz-
fristig änderbar sind. Als Konse-
quenz aus der kulturellen Begrün-
dung der Steuerungsdefizite folgt
aber, dass für ein ökologisches Um-
steuern neben ökonomischen Anreiz-
setzungen auch eine verstärkte Moti-
vationsveränderung (von politischen
Akteuren und Bevölkerung) erfor-
derlich ist. Zu Deutsch: Es muss
mehr Werbung für den Wertewandel
gemacht werden.

Die Arbeit von Felix Ekardt zeigt,
wie durch interdisziplinäre Erklä-
rungsansätze ein Beitrag zur Verrin-
gerung staatlicher Steuerungsdefizite
geleistet werden kann. Sie bietet so-
wohl für Wissenschaftler als auch für
Praktiker interessante Ansatzpunkte
und wurde mit dem Lennart-Berna-
dotte-Preis für Landespflege 2000
ausgezeichnet.

Georg Dybe

über Gedanken zu machen, was man
für den Osten tun kann. Ich bin im
Aufbauprozess des Ostens von An-
fang an dabei gewesen, und mir ist
eines klar: Es kann nicht einfach so
weiter gehen. Wir müssen aufhören,
uns mit den Symptomen der Arbeits-
losigkeit zu befassen, wir müssen be-
ginnen, an den Ursachen etwas zu
ändern. Wir wissen, dass um For-
schungszentren herum viele neue mit-
telständische Existenzen und neue
Arbeitsplätze entstehen können. Das
lernen wir beispielsweise beim Blick
auf Dresden oder auf manche Helm-

holtz-Zentren im Westen. Ich glaube,
dass der Staat mit Forschungsvorha-
ben, die er zum dauerhaften Erhalt der
technologischen Leistungsfähigkeit
sowieso machen muss, auch Struktur-
politik betreiben kann - gerade zugun-
sten des Ostens. Wir brauchen zusätz-
liche Investitionen in der Forschung
im Osten. Viele Einrichtungen der
Leibniz-Gemeinschaft oder auch neu
zu gründende Institute bieten sich
dazu geradezu an.

Herr Henkel, vielen Dank für das
Gespräch.

Steuerungsdefizite im Umweltrecht. Ursachen unter besonderer Berücksichtigung des Naturschutzrechts und der Grund-
rechte. Zugleich zur Relevanz religiösen Säkularisats im öffentlichen Recht.
Felix Ekardt: Sinzheim: Pro Universitate Verlag, 2001. - 572 Seiten, Preis: 109,- DM
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Kurz notiert

Parlamentarisches Arbeitsge-
spräch

Am 28. März 2001 fand in Berlin zwi-

schen Mitgliedern des Bundestagsaus-

schusses für Verkehr, Bau- und Woh-

nungswesen und Mitgliedern der Aka-

demie für Raumforschung und Landes-

planung unter Leitung des Präsidenten

der Akademie, Dr. Ernst-Hasso Ritter,
ein parlamentarisches Arbeitsgespräch

statt. Die Teilnehmer behandelten

Probleme der Stadt-Umland-Entwick-

lung, neue Betriebsformen und ein sich

veränderndes Verbraucherverhalten, das

zu neuen desintegrierten Siedlungsfor-

men außerhalb der Städte führt. Hans

Joachim Kujath (IRS) leitete die Dis-

kussion mit einem Referat zu neuen For-

men der Raumnutzung durch Distributi-

ons- und Logistikeinrichtungen ein. Er

wies insbesondere auf die veränderte

Rolle von Grenzregionen als Logistik-

standorte und des Luftfrachtverkehrs

hin.

Deutsch-mexikanisches Seminar in
Zacatecas

Vom 4. bis 6. April 2001 veranstalteten

das IRS, das Instituto de Estudios Re-

gionales Económicos (Guadalajara) und

die Universität von Zacatecas ein regio-

nalpolitisches Seminar. Diese Veranstal-

tung, die vierte einer Serie von deutsch-

mexikanischen Begegnungen, themati-

sierte Prozesse der Regionalisierung in

Deutschland und Mexiko unter Bedin-

gungen weit reichender wirtschaftlicher

und politischer Transformationen. Das

Seminar fand im kolonialen Zacatecas

- einst bedeutende Münzstätte und
Silbermine des spanischen Weltreiches

- statt. Die dramatische Situation im

gleichnamigen mexikanischen Bundes-

staat verdeutlicht, welche Herausforde-

rungen mit der Suche nach einer neuen

regionalen Handlungsfähigkeit verbun-

den sind. Wie Rodolfo Zamora, Profes-

sor an der Universität von Zacatecas

konstatierte, leidet der Bundesstaat un-
ter den Folgen einer Jahrzehnte währen-

den Massenabwanderung und einer ein-

seitigen Abhängigkeit von Transferleis-

tungen aus den USA. Um der absoluten

sozialen Polarisierung und Entleerung

des ländlichen Raums in Zacatecas ent-

gegenzuwirken, müssen Städte und Ge-

meinden ein neues Bewusstsein als ak-

tive Gestalter der wirtschaftlichen und

politischen Zukunft des Bundesstaates

entwickeln.

Die Frage der regionalen Handlungsfä-

higkeit und der Voraussetzungen, die

hierfür notwendig sind, standen im Mit-

telpunkt der bilateralen Diskussionen.

Außer den Beiträgen zu Zacatecas wur-

den im Rahmen der Veranstaltung Fall-

beispiele der Regionalisierung im me-

xikanischen Jalisco und in Ostdeutsch-

land dargestellt. Interpretiert wurden sie

anhand von Thesen über

die Rolle der Globalisie-

rung (als europäische und

nordamerikanische wirt-

schaftliche Integration),

des Staates, der Kommu-

nen und der zivilen Gesell-

schaft bei der Schaffung

einer “institutional capaci-

ty”.
Der Forschungsaustausch

zu diesen Themen wird

fortgesetzt.

Teilnehmer des deutsch-mexikanischen Seminars in
Zacatecas

Heiße Diskussionen im Trockenen zum Thema Was-
serwirtschaft. Veranstaltung von FES und IRS am
7. Mai 2001 in Erkner

Kommunale Wasserwirtschaft und
EU

In Zusammenarbeit mit der Friedrich-

Ebert-Stiftung organisierte das IRS zwei

sehr gut besuchte kommunalpolitische

Fachtagungen zu den anstehenden in-

stitutionellen Veränderungen in der

Wasserwirtschaft und deren Auswirkun-

gen auf die Kommunen. Am 9. April in

Magdeburg stand die EU-Wasserrah-

menrichtlinie im Mittelpunkt des Inter-

esses. Neben Thomas Weith vom IRS

referierten u.a. der Minister für Raum-

ordnung, Landwirtschaft

und Umwelt (MRLU)

des Landes Sachsen-An-

halt Konrad Keller, die
Bundestagsabgeordnete

Marlene Rupprecht so-

wie der Abteilungsleiter

des MRLU Köhler.

Am 7. Mai in Erkner

wurde der Blick auf das

Thema Liberalisierung

der Wasserwirtschaft ge-

lenkt. Zu den Referen-

tInnen gehörten: R. An-

dreas Kraemer (Gutach-

ter des neuen Liberali-

sierungsgutachtens des

BMWi), Gunda Röstel

von der Gelsenwasser
AG, Professor Hartmut Niesche (Abtei-

lungsleiter vom Ministerium für Land-

wirtschaft, Umweltschutz und Raum-

ordnung des Landes Brandenburg), Pe-

tra Bierwirth (umweltpolitische Spre-

cherin der SPD-Bundestagsfraktion)

sowie Timothy Moss vom IRS.
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Trainingseinheit für die Euro-
päische Kommission

Wie Europäische Strukturfondspro-
gramme besser zu einer nachhalti-
gen Entwicklung beitragen könn-
ten, war Gegenstand eines Fortbil-
dungsseminars für MitarbeiterIn-
nen der Generaldirektion Regional-
politik der Europäischen Kommis-
sion, das am 24. April 2001 in Brüs-
sel stattfand. Ziel des Seminars war
es, die wichtigsten Erkenntnisse aus
der IRS-Studie “Regional Pathways
to Sustainability” sowie aus einzel-
nen der untersuchten Förderregio-
nen mit den für die Verwaltung der
Förderprogramme zuständigen
Kommissionsbeamten zu diskutie-
ren. Nach der Präsentation der Stu-
die durch Timothy Moss wurde vor
allem auf das Verhältnis von Inno-
vation und Risikobereitschaft hin-
sichtlich einer nachhaltigen Ent-
wicklung und die Konsequenzen
für das Programmmanagement
durch die Kommission eingegan-
gen.

Regionales Flächenmanagement

Die Zusammenarbeit im Flächen-
management ist eine entscheiden-
de Voraussetzung für eine zukunfts-
fähige regionale Entwicklung. Dies
unterstrichen am 3. Mai 60 Exper-
ten während der Auftaktveranstal-
tung des Modellvorhabens der
Raumordnung “Regionales Flä-
chenmanagement”. Das Modell-
vorhaben wird in Kooperation zwi-
schen dem IRS und dem Institut für
ökologische Raumentwicklung
Dresden (IÖR) durchgeführt.

Im Mittelpunkt der von den beiden
Instituten für das Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen und das Bundesamt
für Bauwesen und Raumordnung

durchgeführten Veranstaltung stand
die Frage, wie ein regionales Flä-
chenmanagement auszugestalten
sei. Vom IRS stellten Hans Joachim
Kujath und Thomas Weith ver-
schiedene Modelle der Koordina-
tion regionaler Flächennutzung zur
Diskussion. Sie verdeutlichten,
dass in den Regionen eine Vielzahl
unterschiedlicher gemeindeüber-
greifender Ansätze der Flächen-
nutzungssteuerung existieren, es
aber an Einschätzungen fehlt, ob
und wie diese unter anderen Bedin-
gungen wirken. Es sei erkennbar,
dass die großen Unterschiede der
Entwicklung auf den regionalen
Bodenmärkten ein Überdenken der
herkömmlichen Raumentwicklung
und der meist räumlich begrenzten
interkommunalen Zusammenarbeit
im Flächenmanagement erforder-
lich machen.

Kontakt im IRS über: KujathH
@irs-net.de oder WeithT@irs-
net.de

Wasserwirtschaftliche Fachta-
gung

Auf einer Fortbildungsveranstal-
tung des Landesumweltamts Bran-
denburg am 8. und 9. Mai in Lebus
über die Umsetzung der EU-Was-
serrahmenrichtlinie im Land Bran-
denburg hielt Timothy Moss einen
Vortrag über Möglichkeiten zur
Beteiligung der Öffentlichkeit am
Umsetzungsprozess der Rahmen-
richtlinie.

Frühjahrstagung der DGS - Sek-
tion “Stadt- und Regionalsozio-
logie”: Stadtentwicklung im öst-
lichen Europa

Zu einer gutbesuchten Veranstal-
tung (60 Teilnehmer) haben die

Stadt- und Regionalsoziologen der
Deutschen Gesellschaft für Sozio-
logie (DGS) Wissenschaftler aus
sechs “postsozialistischen Trans-
formationspfaden” (Tschechien,
Ungarn, Rumänien, Russland, Po-
len, Ost-Deutschland) am 11./12.
Mai 2001 in das IRS nach Erkner
eingeladen. Finanziert durch den
DAAD diskutierten die Fachkolle-
gen Probleme und Optionen der
Stadtentwicklungsdynamiken im
östlichen Europa - in systematisch
vergleichender Absicht. Suburbani-
sierungs- und Innenstadtentwick-
lungen, das Verhältnis von formel-
len und informellen Institutionen
dabei, krasse Entwicklungssprei-
zungen, die zum Teil dramatischen
Probleme auf den Wohnungsmärk-
ten, neue Steuerungsformen und
Probleme der Datengenerierung so-
wie die Rolle von qualitativen und
methoden-mixenden Verfahren wa-
ren einige der Referats- und Dis-
kussionsthemen. Tagungssprachen
waren deutsch und englisch. Orga-
nisiert wurde die Tagung von Ulf
Matthiesen (IRS).

Volles Haus: Frühjahrstagung "Stadtentwick-
lung im östlichen Europa"

Eine kurze Zusammenfassung der
Tagungsresultate (“Final Discussi-
on Round”) ist über das IRS zu be-
ziehen. Kontakt: KoeppenM@irs-
net.de
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Regionalentwicklung in einer
offenen Gesellschaft

Unter dem Eindruck zunehmender
globaler Wirtschaftsprozesse und
eines sich gleichzeitig verschärfen-
den Wettbewerbs zwischen Regio-
nen und Städten fand die Bundes-
fachtagung der Volkswirte an Fach-
und Gesamthochschulen aus
Deutschland, Österreich und der
Schweiz “Regionalentwicklung in
einer offenen Gesellschaft” vom
16. bis 18. Mai 2001 im Jagd-
schloss Hubertusstock/Eberswalde
statt. Auf der Tagung wurde vor
allem das Verhältnis zwischen en-
dogenen wirtschaftlichen Entwick-
lungsmöglichkeiten von Regionen
und den sich ausweitenden globa-
len Bindungen behandelt. Hans
Joachim Kujath vom IRS hielt das
Einleitungsreferat “Regionalent-
wicklung unter dem Einfluss neu-
er Dienstleistungsökonomien”.

* * *

Vorträge

Karl-Dieter Keim hielt am 23.
April 2001 bei der “Stadtwerkstatt”
in Cottbus den Einleitungsvortrag
zum Thema “Die Herausforderung:
Schrumpfende Städte und periphe-
risierte Regionen. Wanderungs-
bewegungen in den ostdeutschen
Ländern”. Es handelte sich um eine
überregionale Fachveranstaltung,
die von den BTU-Studierenden
eigenständig organisiert und durch
einen Werkstatt-Laden und Diskus-
sionen in die Cottbusser Öffentlich-
keit getragen wurde.
Zu den Ergebnissen wird in Kürze
eine Dokumentation vorgelegt wer-
den. Stadtwerkstatt 2001, BTU
Cottbus, Universitätsplatz 3-4,
03044 Cott-bus; E-Mail:info@
stadtwerkstatt.de

Am 21. und 22. Mai 2001 wirkte
Karl-Dieter Keim an einem Kon-
gress der Schader-Stiftung “wohn:
wandel. Szenarien, Prognosen,
Optionen zur Zukunft des Woh-
nens” in Mannheim mit. Er refe-
rierte zu dem Thema “Aufbau Ost:
Schrumpfende Städte und periphe-
risierte Regionen. Wanderungs-
bewegungen in den ostdeutschen
Ländern”. Die mehr als 400 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer
konnten anhand von 35 Vorträgen
einen multidisziplinären, aktuellen
Überblick über die Wohnungsfra-
ge in Deutschland gewinnen. Her-
vorzuheben ist, dass die ostdeut-
sche Situation lediglich in drei
Referaten zur Sprache kam; aus
westdeutscher Sicht fehlt es bis
heute an einem Verständnis dafür,
dass hier abweichende Bedingun-
gen vorherrschen, die auch andere
Bearbeitungsformen erfordern.

IRS-Forschungskolleg:
Hal Colebatch - Ein australi-
scher Forscher in Erkner

Hal Colebatch ist Dozent an der au-
stralischen University New South
Wales, School of Science and
Policy. Bis Mitte Juni war er in sei-
nem freien Forschungssemester für
drei Monate Gast des IRS. Im Rah-
men des Forschungskollegs hat er
sich seit April mit der Forschungs-
tätigkeit des IRS vertraut gemacht
und ist seinen eigenen Forschungs-
interessen gefolgt. Colebatch ist
Politologe und insbesondere auf
Politik- und Organisationsanalysen
spezialisiert. In einem Gastvortrag
am 16. Mai berichtete er im IRS
über sein aktuelles Forschungs-
projekt, in dem er sich mit Steue-
rungsproblemen im Bereich Flä-
chennutzung beschäftigt. Er ent-
wickelte theoretische Zugänge zum

Begriff “Governance”, setzte ihn in
Beziehung zu Konzepten wie Pri-
vateigentum, Markt und staatliche
Institutionen, und untersuchte ihn
näher am Beispiel der Landnut-
zung in New South Wales. Anknüp-
fungspunkte für seine Arbeit fin-
det er bei mehreren IRS-For-
schungsprojekten, vor allem im
Forschungsbereich B “Institutio-
nenwandel: Historische Entwick-
lungspfade und Governance-For-
men bei der Nutzung raumgebun-
dener Gemeinschaftsgüter”, der
sich ebenfalls mit Fragen zu Go-
vernance und Institutionenbildung
am Beispiel des regionalen Wasser-
managements beschäftigt. Hal Co-
lebatch wurde von Timothy Moss
fachlich betreut. Ziel seines Auf-
enthalts war es, empirische Beob-
achtungen zu australischen Pla-
nungskonflikten und Governance-
Formen vergleichend in den euro-
päischen Kontext zu stellen.

Erste Forschungsergebnisse wer-
den auf die IRS-Homepage ge-
stellt. Eine gemeinsame Buch-
publikation mit Beiträgen, die un-

Zu Gast im IRS-Forschungskolleg: Prof.
Dr. Hal Colebatch

terschiedliche Perspektiven auf
Governance-Probleme eröffnen, ist
vorgesehen.
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IRS erhält wertvollen stadtge-
schichtlichen Bücherbestand
vom DIfU

Das IRS hat vom Deutschen Insti-
tut für Urbanistik aus Anlass der
Einstellung der stadtgeschichtli-
chen Forschung am DIfU dessen
wertvolle historische Handbiblio-
thek übereignet bekommen. Die
Büchersammlung enthält unter an-
derem grundlegende ältere Nach-
schlagewerke zur Stadtforschung,
einen umfangreichen Bestand an
Stadtgeschichtsmonographien, der
sich mit dem am IRS bereits vor-
handenen in glücklicher Weise er-
gänzt, sowie ältere und neuere
Zeitschriftenbestände. Die Nutzer
der Wissenschaftlichen Sammlun-
gen und der Bibliothek werden da-
mit in Zukunft auf ein erheblich
erweitertes Literaturangebot zur
Stadt- und Planungsgeschichte zu-
greifen können.

Wettbewerb für Städte und Ge-
meinden im vereinten Deutsch-
land

Unter der Schirmherrschaft des
Bundesministers für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen lobt die Deut-
sche Stiftung Denkmalschutz in
Zusammenarbeit mit

- dem Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen

- dem Beauftragten der Bundesre-
gierung für Angelegenheiten der
Kultur und der Medien

- dem Deutschen Nationalkomitee
für Denkmalschutz
und im Zusammenwirken mit

- dem Deutschen Städtetag sowie
mit

- dem Deutschen Städte- und Ge-
meindebund

einen bundesweiten Wettbewerb
zum Thema “Leben in historischen
Innenstädten und Ortskernen - Zu-
kunft für urbane Zentren und Räu-
me” aus (Laufzeit: Juli 2001 bis
Oktober 2002).

Es ist vorgesehen, dass der Auslo-
ber das IRS mit der wissenschaftli-
chen Beratung und Vorprüfung so-
wie mit der Geschäftsführung die-
ses Wettbewerbs beauftragt.

Der Wettbewerb gibt erstmals allen
Gemeinden im vereinten Deutsch-
land Gelegenheit, in den Hand-
lungsfeldern - erhaltende Stadter-
neuerung, städtebaulicher Denk-
malschutz und Stadtgestaltung -
ihre Leistungen, Erkenntnisse und
Erfahrungen sichtbar zu machen.
Mit der Präsentation der “besten
Beispiele” für innovative und ver-
netzte Konzepte, für Strategien und
qualitätsvolle Lösungen einer zu-
kunftsfähigen Innenentwicklung
sollen Impulse für die weitere Ent-
wicklung gegeben und in der Öf-
fentlichkeit die Einsicht in die Be-
deutung und Notwendigkeit dieser
Aufgabenfelder gestärkt werden.
Die Auslober wollen damit auch die
private und bürgerschaftliche Initia-
tive anregen und zugleich die Ge-
bietskörperschaften ermutigen, die
schwierigen Entwicklungsaufga-
ben innovativ anzugehen.

Der Ausschreibungstext für den
Wettbewerb kann beim Auslober
oder beim IRS ab Juli 2001 ange-
fordert werden. Informationen fin-
den Sie auch im Internet auf der
Homepage des Instituts für Regio-
nalentwicklung und Strukturpla-
nung/IRS unter www.irs-net.de/
wettbewerb.htm
Kontakt im IRS über Adalbert
Behr; Tel.: 03362/793-237, E-Mail:
BehrA@irs-net.de

WGL-Sektion B: Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften, Raum-
wissenschaften

Die Sektion B der Wissenschafts-
gemeinschaft Gottfried Wilhelm
Leibniz (WGL) tagte am 2. März
2001 auf Einladung des Sektions-
sprechers, Karl-Dieter Keim, im
IRS. Inhaltlich befasste sich die
Sektion auf dieser außerordentli-
chen Sitzung mit der Wahl des Prä-
sidenten der WGL.

In Essen fand am 17. Mai die 15.
reguläre Sektionssitzung statt. Karl-
Dieter Keim gab seine Funktion als
Sektionssprecher an Peter Mohler
ab (GESIS, Mannheim). Paul
Klemmer, Präsident des gastgeben-
den Rheinisch-Westfälischen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung,
(RWI, Essen), bedankte sich beim
seitherigen Sektionssprecher für
dessen Mediationsleistungen und
Vermittlung von Sektionsinteressen
in das Präsidium der WGL.

* * *

Berufungen

Manfred Kühn wurde im März
2001 durch den Präsidenten der
Akademie für Raumforschung und
Landesplanung zum Mitglied der
Landesarbeitsgemeinschaft “Ber-
lin/Brandenburg/Mecklenburg-
Vorpommern” berufen.

Jochen Monstadt wurde im März
2001 in den neu eingerichteten Ar-
beitskreis der Akademie für Raum-
forschung und Landesplanung zum
Thema “Räumliche Aspekte neuer
Entwicklungen der Energiepolitik
in Deutschland” berufen.
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Aus den raumwissenschaftli-
chen Partnereinrichtungen
der WGL/Wissenschaftsge-
meinschaft Gottfried Wil-
helm Leibniz

IÖR/Institut für ökologische Raum-
entwicklung

Gebäudepass-Konzept aus Dresden
Die Entscheidung, ein Haus zu bauen
oder zu kaufen, bedeutet, sich mit zahl-
reichen weit reichenden Fragen ausein-
ander zu setzen.
Neben klassischen Fragen wie
Grundrissgestaltung und Finanzierung
stellen sich zunehmend auch Fragen
der Gesundheits- und Umweltverträg-
lichkeit von Bauprodukten und Kon-
struktionen. Dabei sind die besonde-
ren Qualitäten insbesondere ökolo-
gisch hochwertiger Gebäude für Bau-
herren, potenzielle Käufer oder Mie-
ter häufig gar nicht ohne weiteres er-
kennbar.
Eine Möglichkeit, hier Transparenz
und Sicherheit für alle Beteiligten zu
schaffen, bietet der “Gebäudepass”.
Vergleichbar mit einem erweiterten
Kfz-Brief können mit einem Gebäude-
pass die Eigenschaften und Qualitäten
eines begutachteten Gebäudes über-
sichtlich dokumentiert und gegebenen-
falls auch zertifiziert werden.
Vor diesem Hintergrund hat das
Innenministerium Schleswig-Holstein
aktuell durch das Institut für ökologi-
sche Raumentwicklung ein Projekt zu
den Grundlagen für einen “Gebäude-
pass Schleswig-Holstein” bearbeiten
lassen. Ziel ist die Entwicklung eines
Instrumentariums zur Kennzeichnung
guter Bauqualität und Förderung öko-
logischer Qualitäten im Bauwesen. Als
wesentliche Bedingung für das Gelin-
gen wird in Schleswig-Holstein die
Beteiligung eines möglichst großen
Kreises von Interessengruppen des
Bauwesens an der Entwicklung gese-
hen. Schleswig-Holstein gehört damit
zu den Gebäudepass-Vorreitern unter
den öffentlichen Akteuren im bundes-
deutschen Bauwesen.

Kernelemente der “Basis-Konzeption
Gebäudepass Schleswig-Holstein”, die
im Rahmen des Projektes entwickelt
wurde, sind eine qualifizierende Bera-
tung, Baubegleitung und Gebäudedo-
kumentaion sowie Zertifizierung in
ausgewählten Teilbereichen und eine
regelmäßige Fortschreibung des Ge-
bäudepasses. Damit setzt der Gebäude-
pass Schleswig-Holstein nicht allein
auf eine abschließende Beurteilung des
fertigen Gebäudes, sondern vielmehr
auf eine teamorientierte Qualifizierung
des jeweiligen Vorhabens von Anfang
an. Hier sollen auch die Erfahrungen
aus der ebenfalls auf ökologische Qua-
lifizierung ausgerichteten Wohnungs-
bauförderung des Landes genutzt wer-
den.
Das Instrumentarium soll spätestens ab
Anfang 2002 zunächst in einer Pilot-
phase in den Praxistest gehen, wobei
eine Adaption des Gebäudepasses für
die spezifische Situation der Bestands-
sanierung erprobt werden soll. Hiervon
sind wichtige Impulse auch für den
Umgang mit dem Gebäudebestand
über Schleswig-Holstein hinaus zu er-
warten.

Ansprechpartner: Dipl.-Soz. Andreas
Blum, Abteilung Wohnungswesen und
Bauökologie, Tel. 0351/4679245, E-
Mail: A.Blum@ioer.de

Akademie für Raumforschung und
Landesplanung (ARL)

Zukunftsforum RaumPlanung

Die Akademie für Raumforschung und
Landesplanung und das Bundesamt für
Bauwesen und Raumordnung werden
am 15. und 16. November 2001 im
ehemaligen Plenarsaal des Bundesta-
ges in Bonn ein größeres Forum ver-
anstalten. Im Mittelpunkt steht die
Situationseinschätzung und Standort-
bestimmung der Raumplanung in
Deutschland zu Beginn des neuen Jahr-
hunderts, wobei Vorschläge für ihre
Weiterentwicklung und für die Ge-
währleistung ihrer Zukunftsfähigkeit
unterbreitet werden.

Die Beurteilung der Raumplanung
schwankt in der Bundesrepublik
Deutschland  zwischen dem Ruf nach
der Stärkung ihrer Stellung und der
eher kritischen Einschätzung dieses
Politikfeldes. Neue Herausforderungen
für die Raumplanung ergeben sich
durch die regionalen Effekte der zu-
nehmenden Globalisierung, die Erwei-
terung der EU, die regionalen Folgen
von Transformationsprozessen, die an-
haltende Verstädterung und die wach-
sende Problematik der Entwicklung
dünn besiedelter ländlicher Räume.

Die Ziele der Veranstaltung sind da-
rauf gerichtet,
- die Zukunftsrelevanz des Politik-

und Forschungsfeldes für die nach-
haltige Entwicklung Deutschlands
in Europa herauszustellen,

- die zentralen Probleme, Chancen
und Aufgaben von Raumplanung
und Raumentwicklungspolitik zu
verdeutlichen,

- die Position der Raumpolitik in Ge-
sellschaft, Staat und Wirtschaft zu
verbessern sowie

- das Raumbewusstsein der Bürgerin-
nen und Bürger zu schärfen.

Grundfragen der räumlichen Entwick-
lung, Planung und Politik sowie der
Verantwortung der Gesellschaft für den
Raum werden in Leitvorträgen des Mi-
nisterpräsidenten des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Wolfgang Clement,
und des Senators a.D. Ralf Fücks, Vor-
stand der Heinrich-Böll-Stiftung, vor-
getragen. Darüber hinaus finden vier
Podien zu folgenden Themen statt:
- Veränderte Rahmenbedingungen

der Raumentwicklung,
- Kontinuität und Wandel der Pla-

nungsphilosophie,
- Steuerungsmöglichkeiten der räum-

lichen Entwicklung und
- Raumplanung - ohne öffentliches

Interesse?

Das Gesamtprogramm des Zukunfts-
forums ist auf der Homepage der ARL
zu finden (www.ARL-net.de).

Gerd Tönnies, Sekretariat der ARL,
Toennies@ARL-net.de
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Lehrveranstaltungen von IRS-Wissenschaftlern im Sommersemester 2001

Veröffentlichungen

IfL/Institut für Länderkunde

Einladung zum 53. Deutschen
Geographentag Leipzig 2001

Stadt und Region - Dynamik von
Lebenswelten
29. September bis 5. Oktober 2001

Unter dem Motto “Stadt und Region -
Dynamik von Lebenswelten” findet
vom 29.09. bis 05.10.2001 der 53.
Deutsche Geographentag im Hörsaal-
gebäude der Universität Leipzig in
unmittelbarer Citylage statt. Zahlrei-
che Veranstaltungen lenken einerseits
die thematischen Schwerpunkte auf
den urbanen Raum und seine benach-
barten Regionen, die lokal, regional
und global zunehmende Bedeutung er-
fahren, andererseits dokumentiert die
Tagung eindrucksvoll auch die große
inhaltliche Spannbreite des Faches
Geographie.

Fragestellungen
Braucht die Gesellschaft überhaupt die
Stadt? Dieser provokativ formulierten
Frage nähern sich im Leitthemenbe-

reich zu den dynamischen Entwicklun-
gen im urbanen Raum geographische
Forschungsfelder und ihre Fragestel-
lungen, z.B.:

Wirtschaftliche Aspekte
Welche Perspektiven eröffnen sich im
globalen Wettbewerb, unter den Bedin-
gungen der europäischen Integration,
und welche Einflussfaktoren sind da-
bei maßgeblich?

Soziokulturelle Aspekte
Verschiedene Lebensstile und Kultu-
ren im städtischen Gefüge, welche
Konflikte treten auf und wie lassen sich
Handlungslinien zu deren Lösung fin-
den, welche Denk- und Politikblocka-
den müssen dafür aufgebrochen wer-
den? Ist Armut in der Stadt ein Thema
für die Geographie?

Stadtökologische Aspekte
Welche Herausforderungen gilt es für
eine naturverträgliche regionale Ent-
wicklung zu meistern?
Natur in der Stadt - was entwickelt sich
spontan und was gleicht einer geplan-
ten Gestaltung?

Dr. Manfred Kühn
Studienprojekt: Regionalisierung der Stadt. Steuerungsmodelle suburbaner Siedlungsentwicklung
Ort: Technische Universität Berlin, ISR-Institut für Stadt- und Regionalplanung
Zeit: April bis Juli 2001/Oktober bis Februar 2001/02

Thomas Weith
Projektseminar: Dauerhaft-umweltgerechte Flächenpolitik
Ort: Uni Potsdam/Institut für Geographie
Zeit: Sommersemester (2 SWS)

Wie lässt sich städtischer Straßenver-
kehr noch mit dem Ansatz nachhalti-
ger Entwicklung vereinbaren?

Szenarien der Stadtentwicklung
Die Lokale Agenda 21 - von der Visi-
on zur Wirklichkeit
Welche Kooperations- und Organisa-
tionsformen sind für die weitere Ent-
wicklung entscheidend? Planung inter-
national - welche Unterschiede und
Gemeinsamkeiten lassen sich finden,
welches sind Strategien für die Stadt
von morgen?

Programm und Anmeldung
Programmhefte mit den Anmelde-
unterlagen sowie Auskünfte gibt es
beim: Ortsausschuss des 53. Deut-
schen Geographentags 2001, Institut
für Länderkunde, Schongauerstr. 9,
04329 Leipzig, Fax: (0341) 255-6598
(Stichwort “Geographentag”). Dipl.-
Geogr. Ole Wittrock, Tel.: (0341) 255-6542,
E-Mail:O_Wittrock@ifl-leipzig.de

Informationen finden Sie auch im In-
ternet unter www.ifl-leipzig.de/geotag
oder www.geographie.de
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Die Fußgängerbrücke über das Flaken-
fließ führt vom S-Bahnhof Erkner zum
IRS

Das Institutsgebäude an der Flaken-
straße in Erkner bei Berlin ist mit dem
Regionalexpress von Berlin Mitte in
25 Min. zu erreichen

“... Auf der Autobahn zum Bau-
markt: Städteplaner diskutieren
die Entwicklung ostdeutscher
Metropolen ... Vom Zweiten Welt-
krieg zerstört, vom Sozialismus
verhunzt und seit 1989 mit dritt-
klassigen Investorenklötzen über-
sät. So präsentieren sich nach An-
sicht von Kritikern die meisten
Städte Ostdeutschlands und
-europas. Das Institut für Regio-
nalentwicklung und Strukturpla-
nung in Erkner hat deshalb die
dortige Stadtentwicklung zum
Thema ihrer Frühjahrstagung ge-
macht. Der Tagungsort nahe der
EU-Ostgrenze fordert dies gera-
dezu heraus. Fachleute aus Polen,
Ungarn und Tschechien kamen
dabei mit ebenso unterschiedli-
chen Einschätzungen zu Wort wie
ihre deutschen Kollegen ...”
(Der Tagesspiegel,
23./24.05.2001)

“Militärflächen sollen Grünland
werden ... Auf dem schwierigen
Feld der Konversion seien der Er-
fahrungsaustausch und das ge-
meinsame Vorgehen unverzicht-
bar, so der Bernauer Bürgermeis-
ter Hubert Handke. Zu diesem
Zweck wurde Fokus 1997 ge-
gründet. Vertreten sind in der Ar-
beitsgemeinschaft zehn branden-
burgische Gemeinden - darunter
Bernau -, zwei Ämter, die Pro-
jektgruppe Konversion der Bran-
denburgischen Technischen Uni-
versität Cottbus sowie das Insti-
tut für Regionalentwicklung und
Strukturplanung in Erkner ...”
(Märkische Oderzeitung,
15.05.2001)

“Eigene Entwicklungswege zu-
lassen ... Prof. Karl-Dieter Keim:

Vor allem muss man einen eige-
nen Entwicklungsweg in Ost-
deutschland zulassen. Die her-
kömmlichen marktwirtschaftli-
chen Strategien greifen hier im
Nordosten Deutschlands nicht.
Wir erforschen zurzeit die Auswir-
kungen einzelner Faktoren wie die
Mobilität der Bevölkerung, das
Geburtendefizit, Wohnungsleer-
stände und die Schrumpfung der
Infrastrukturnutzung. Weitere
Faktoren sind die Verluste an Bil-
dungs- und Ausbildungsniveau
durch den Wegzug gut Qualifizier-
ter und zu wenig Qualifizierungs-
angebote, die Arbeitslosigkeit und
die wachsende Ungleichheit in
den Städten ...”
(Berliner Morgenpost,
 04.05.2001)

“... Brandenburger Forscher unter-
suchen Plattenbauten in Osteuro-
pa ... Anders als in Ostdeutschland
sind die Plattenbausiedlungen in
Osteuropa meist ohne Alternative
an verfügbarem anderem Wohn-
raum und somit noch lange Zeit
Heimatstadt für Millionen von
Menschen. ‚Fast jeder Zweite
wohnt dort noch in der Platte, in
manchen Regionen sind es über 70
Prozent‘, sagt Heike Liebmann
vom Institut für Regionalentwick-
lung und Strukturplanung in Erk-
ner (Oder-Spree). Das Branden-
burger Institut hat in einem zwei-
jährigen von der EU geförderten
Forschungsprojekt zusammen mit
Partnern in Osteuropa Großsied-
lungen untersucht und einen Ver-
gleich über Entstehen, Status quo
und Perspektiven angestellt ...”
(Märkische Allgemeine Zeitung,
03.05.2001)


